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Gerd Krumeich

POINCARE UND DER »POINCARISMUS«'

Raymond Poincare ist einer der umstrittensten Staatsmänner dieses Jahrhunderts. 
Kaum einer der verantwortlichen Politiker aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg 
steht noch heute so weitgehend wie er in dem Ruf, den Nationalismus geschürt, aus 
revanchistischen Motiven den Krieg ersehnt und vorbereitet zu haben, vor und nach 
dem Krieg eine Gewaltpolitik nach innen und außen getrieben und zudem Handlanger 
massiver ökonomischer Interessen gewesen zu sein.

Dies ist zweifellos ein Nachhall der überaus stark politisierten Zeitgeschichtsschrei­
bung und »Kriegsschuld«-Diskussion der 20er Jahre. Geläufige Schlagworte wie 
»Poincare-la-Guerre« oder »Poincare-Ruhr« waren Ausdruck einer nahezu unent­
wirrbar innen- und außenpolitisch motivierten Auseinandersetzung sowohl in Frank­
reich selber als auch zwischen den sich jeweils als Sachwalter nationaler Interessen 
verstehenden Historikern Deutschlands und Frankreichs.1 2 3 * 5

Noch in den 60er Jahren hat der Doyen der französischen Historikerschaft, Pierre 
Renouvin, in einer Diskussion mit A. Fahre-Luce, dessen »La Victoire« von 1924 zu 
den bekanntesten Werken der »revisionistischen« Literatur zählt, den Vorwurf 
erneuert, daß die Linke in den Jahren nach 1918 Poincare aus rein innenpolitischen 
Motiven des Chauvinismus und der Kriegstreiberei bezichtigt hätte.1 In so allgemeiner 
Form ist dieser Vorwurf sicherlich nicht gerechtfertigt. Bei einer Beurteilung dieser 
tatsächlich sehr erbitterten Kampagne muß in Rechnung gestellt werden, daß durch 
die Aktenpublikationen der Nachkriegszeit die französische Vorkriegspolitik - und 
besonders Poincares Handeln - in starken Zweifel gerieten. Dieser hat sich zwar 
historisch kaum bewahrheitet, wurde aber durch die vagen und lautstarken patrioti­
schen Beteuerungen und die stets nur schrittweise erfolgenden Zugeständnisse bezüg-

1 Dieser Beitrag beruht insbesondere auf einer Auswertung des in der Nationalbibliothek Paris verwahr­
ten und der Forschung seit einigen Jahren zugänglichen Tagebuchs Raymond Poincares. Die Auswertung 
sowie die Transkription zwecks späterer Edition wurden mir durch ein Stipendium des Deutschen 
Historischen Instituts in Paris überaus erleichtert, dessem Leiter, Herrn Prof. Werner, hierfür herzlich 
gedankt sei.

J Vgl. zu dieser Diskussion die neuere Arbeit von J. Droz, Les causes de la Premiere Gucrre mondiale. 
Essai d'historiographie, Paris 1973; aus der älteren Literatur besonders informativ ist L. Albertini, The 
Origins of the War of 1914, 3 Bde., Oxford 1952 (Ndr. 1967); Bd. 3, S. 141-161 enthält eine detaillierte 
Darstellung der Nachkriegsauscinandersetzung in Frankreich; A. Rosenberg, Die Schuldfrage in Frank­
reich während des Krieges, in: Preußische Jahrbücher CCXV1, H. 3 (Juni 1929), S. 269-285; Les responsa- 
bilites de la Guerre, Quatorze questions par R. G£rin. Quatorze reponses par R. Poincar£, Paris 1930; 
E. Chantrjot, Raymond Poincare juge par les Allemands, in: Annales de l’Est, Ser. 4, Jg. 5 (1937), fase. 1,
3 u. 4; P. Renouvin, Les historiens amcricains et les responsabilites de la Guerre, in: Revue des Deux
Mondes 1931 (Bd. 2). S. 886-903.

5 P. Renouvin, Les origines de la guerre de 1914, in: Le Monde, 30.7. 1964; A. Fabre-Luce, 
Controverse sur le problcmc des responsabilites, ibid. 12. 8. 1964.
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lieh etwa Fälschungen im französischen »Gelbbuch« von 1914 immer wieder neu 
angefacht.4

Wenn die Verantwortlichkeiten in der Juli-Krise von 1914 stets im Zentrum der 
Diskussion blieben, so spielte doch von vornherein auch die Politik der französischen 
Regierung spätestens seit der Agadir-Krise des Jahres 1911 eine gewichtige Rolle. Fast 
leitmotivisch sind in dieser Hinsicht die Vorwürfe, die der Sprecher der kommunisti­
schen Fraktion, P. Vaillant-Couturier, in der berühmten improvisierten Kriegs­
schuld-Debatte des französischen Parlaments5 gegen diesen »Poincarisme« der Vor­
kriegszeit erhob: Es habe in Frankreich in den Jahren vor dem 1. Weltkrieg einen 
»Parti de la Guerre« gegeben, der bestimmt gewesen sei von militaristischer Ideologie 
und schwerindustriellen Interessen, und der den Nationalismus bewußt geschürt 
habe. Poincare sei von diesen Interessen und Ideologien in die höchsten Staatsämter 
gebracht worden, und er selber habe ihnen in seiner Amtszeit als Ministerpräsident 
(1912) und als Staatspräsident (1913-1920) gedient. Poincare sei in seinen außenpoliti­
schen Entscheidungen zum Gefangenen einer von den schwerindustriellen und 
imperialistischen Kriegstreibern kunstvoll inszenierten Popularität geworden: »Pri- 
sonnier d’une popularite qu’il n’aurait peut-etre pas voulu conserver devant l’histoi- 
re . .. Pour beaucoup d’anciens combattants, enfin conscients, vous portez une 
responsabilite terrible, Poincare-la-Guerre.«‘

Die von Poincare verkörperte Politik erschien der französischen Linken nach dem 
Krieg als ein Aggregat von revanchistischen, populär-chauvinistischen, schwerindu- 
striell-kriegstreiberischen, aggressiv-imperialistischen Tendenzen, Bestrebungen und 
Herrschaftstechniken. Es wäre allerdings interessant, diese hier nur sehr verkürzt 
wiedergegebene Polemik genauer darzustellen und dabei auch die Nuancen und 
Differenzen, die es innerhalb der »revisionistischen«, »antipoincaristischen«, »inno- * S. *

4 Einen guten Eindruck der durch dis fortlaufende Erscheinen neuer Dokumente ausgelösten Kontro­
versen vermitteln die Bände der Zeitschrift »Die Kriegsschuldfrage«, ab 1923 (ab 1929 »Berliner Monatshef­
te«), in der auch die französischen »Revisionisten« ausgiebig zu Won kamen; vgl. weiterhin die in Anm. 2 
genannte Lit.

* Vgl. Journal Officiel de la Chambre des Deputes, Dcbats Parlcmentaires (JOC Deb.), 1922, S. 2278- 
2406 (4.-6. 6. 1922).

h Ibid. S. 2329-2337; die vorgebliche Abhängigkeit Poincares von schwcrindustriellen Interessen hat 
dann insbes. G. Michon, La Preparation ä la guerre: La Loi de Trois Ans, 1911-1914, Paris 1935, 
behauptet. Seitdem ist diese Behauptung häufig wiederholt worden, ohne daß jedoch jemals Beweise für 
eine solche Abhängigkeit beigebracht worden wären: vgl. insbes.: E. Beau de Lom£nie, Les Responsabili- 
tes des dynasties bourgeoises (21977), Bd. 2, S. 455ff. (auch separat veröffentlicht unter dem Titel 
»Comment Poincare est devenu le >Grand Lorrain<«, in: La Nef 26 (1947), S. 52-63); H.Guillemin, 
Nationalistes et Nationaux (1870-1940), Paris 1974, S. 90-94 u. 126f.; Th. Zeldin, France 1848-1945, 
Bd. 1 (1973), S. 55 f.; ebd. Bd. 2 (1978), S. 1092 eine sehr viel differenziertere Einschätzung; eine abgewoge­
ne Darstellung bei L. Derfler, President versus Parliament. Constitutional Conflict in the Third Rcpublic, 
in: Proceedings of the Second Meeting of the Western Society for French History (1974), Texas U. P. 1975,
S. 320-334; Genauere Untersuchungen zum Verhältnis zwischen Politik und Wirtschaft haben diese
vorgebliche Abhängigkeit bislang nicht bestätigt: vgl. bes. J.-N. Jeanneney, Francois de Wendel en 
Republique. L’argent et le pouvoir, Paris 1976; F. Bobrie/P. Gaston, L’opinion et les groupes de pression 
face ä la politique financiere et monctaire de Poincare, 1926-28, Paris 1973 (Hachette-AUDIR); Vgl. auch 
die Warnung Rene Giraults vor zu einfachen Verbindungslinien, denn »notre ignorance est encore grande 
des rapports existant ä ce moment entre hommes politiques et hommes daffaires en France«: R. Girault, 
Les Balkans dans les relations franco-russes en 1912, in: Revue Historique 253 (1975), S. 155-184, hier: 
S. 184.
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zentistischen« - so einige der geläufigen polemischen Klassifizierungen - Literatur 
gab, hervortreten zu lassen. So gibt es z. B. erhebliche Unterschiede zwischen der 
noch loyalen Kritik Poincares etwa bei Gouttenoire de Toury und den an Schärfe 
kaum zu überbietenden Schriften Dupins.7 * 9 Durch den globalen Vorwurf, daß die 
gesamte revisionistische Kampagne nur aus innenpolitischen Motiven geführt worden 
sei, werden auch die großen und signifikanten Unterschiede etwa zwischen Leon 
Blums Angriffen auf Poincare und denen der Kommunistischen Partei über Gebühr 
zugedeckt.' Diese Differenzen in der Beurteilung verweisen aber bereits auf die 
Tatsache, daß die französische Vorkriegspolitik und insbesondere ihre »poincaristi- 
sche« Ausprägung keineswegs die Eindeutigkeit und Gradlinigkeit gehabt haben 
kann, wie sie ihr wegen der kriegs- und nachkriegsbedingten Polarisierung dann für 
lange Zeit zugemessen worden sind.

In Folgendem soll wegen dieser Mehrdeutigkeit und relativen Unbestimmtheit des 
Begriffs das Phänomen, welches schon vor dem 1. Weltkrieg verschiedentlich als 
»Poincarismus« apostrophiert wurde, untersucht werden. Soweit ersichtlich wurde 
dieser Ausdruck von Clemenceau geprägt, der - Vorspiel einer erbitterten persönli­
chen Feindschaft’ - im Jahre 1902 mit beißender Ironie das politische Profil und die 
Gründe der politischen Karriere Poincares analysierte.10 Anlaß für diese erste Abrech­
nung mit dem »Poincarisme« war die soeben erfolgte Gründung der liberal-konserva­
tiven »Alliance Republicaine Democratique« (ARD) unter maßgeblicher Beteiligung 
Poincares und anderer Anhänger des rechtsrepublikanischen »groupe progressiste« 
der Kammer, welcher sich in der Dreyfus-Krise gespalten hatte. Bezeichnete diese 
Parteigründung deshalb auch eine gewisse Linkswendung von Teilen der konservativ­
sten Fraktion der Republikaner, so war sie doch in erster Linie eine Antwort von 
Politikern des »centre-droite« auf die Gründung des linksbürgerlichen »Parti Republi- 
cain Radical et Radical-Socialiste«.11 Diese Frontstellung zeigte besonders Poincares 
»Discours de Rouen« vom März 1902, wo er - im Wahlkampf und in polemischer 
Zuspitzung - sich bemühte, die Prinzipien des liberalen Republikanismus gegen 
Radikalismus und »Kollektivismus« zu verteidigen.11 So bedauerte er insbesondere, 
daß sich über die sozialgesetzgeberischen Initiativen der radikalen Regierung vielerlei

7 E. Gouttenoire de Toury, Poincare a-t-il voulu la guerre? Paris 1921; dcrs., Jaures et le Parti de la 
Guerre (avec une preface de Ch. Gide), Paris 1922; Gustave Dupin, M. Poincare et la guerre de 1914. Paris 
1935?: »Que cet etre soit a jamais maudit!« (S. 82); vgl. auch ders., Poincare et ses »Souvenirs politiques«, 
Paris 1927.

* Vgl. hierzu die zutreffenden Bemerkungen von G. Ziebura, Leon Blum. Theorie und Praxis einer 
sozialistischen Politik, Berlin 1963, S. 293-4, 300, 372-3.

9 Vgl. die neue Arbeit des »Clcmencistcn« G. Wormser, Le septennat de Poincare, Paris 1977.
,0 Clemcnceaus Artikel in »Le Bloc« vom 15. 3. 1902 abgedr. bei J. Kayser, L*action republicaine de 

M. Poincare. Avec un articlc de M. Clemenceau sur le Poincarisme, Paris 1929, S. 7-18; dieses Buch ist im 
übrigen geradezu eine Sammlung aller »antipoincaristischcn« loci classici.

n Zur Radikalen Partei und zur Parteigründung vgl. J.-Th. Nordmann, Histoirc des Radicaux, 1820— 
1974, Paris 1974; J. Kayser, Lcs grandes bataillcs du radicalismc, 1820-1901, Paris 1962; D. Bardonnet, 
Evolution de laStructurcdu Parti Radical, Paris 1960, sowie die neue Darstellung von S. Berstein, Histoire 
du Parti Radical. Bd. 1: La Recherche de PAge d’Or, Paris 1980, S. 15-85. - Die Geschichte und Struktur 
der Alliance Republicaine Democratique ist bislang nicht erforscht. Mllc. Rosemonde Sanson bereitet eine 
»These d’Etat« hierzu vor.
u Vgl. Kayser, L'action republicaine (wie Anm. 10).
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Formen der »infiltration collectiviste« in die Regierungspolitik ergeben hätten. Man 
lege sich nicht mehr hinreichend Rechenschaft darüber ab, daß es das Privateigentum 
sei, das Arbeit schaffe; Sozialpolitik sei notwendig, dürfe aber die Privatindustrie und 
die öffentlichen Finanzen nicht »erdrücken«; eine »decentralisation prudente« sei 
anzustreben, um das Überhandnehmen des Staates zu verhindern. Die egalitäre 
Militärpolitik der Radikalen - insbesondere die geplante Dienstzeitverkürzung - 
schien ihm ein allein »aus Wahlinteressen gegebener Rabatt« zu sein und zudem Indiz 
dafür, daß ein »mauvais vent« die Erinnerungen an die Niederlage von 1870 hinwegge­
blasen habe. Das einzige, was an Poincares Rede nicht in das Schema konservativer 
Ordnungsvorstellungen paßte, sondern authentisch liberale Tradition durchscheinen 
ließ, war die Beteuerung, daß das Ziel der Volksbildung nicht etwa die »unite morale 
de la France« sein dürfe: Wünschenswert sei allein, daß ein patriotischer Grundkon­
sens jenseits aller begrüßenswerten »variete« politischerTemperamente und Überzeu­
gungen erhalten bleibe. Trotz dieser sehr interessanten Einschätzung, die gerade bei 
dem Mann, der gemeinhin mit der Idee der »Union Sacree« identifiziert wird,11 * * * 15 * ins 
Auge fällt, war der »Discours de Rouen« nichts als eine wenig originelle Darstellung 
defensiver konservativer Ordnungsvorstellungen. Deshalb galt diese Rede Clemence- 
au als Paradigma einer ganzen Denkrichtung, die er kurzerhand als »Poincarisme« 
qualifizierte. Poincare erschien ihm als die »bemerkenswerteste Persönlichkeit« der 
jungen Generation opportunistischer Politiker, denen der Idealismus der Gründer der 
Dritten Republik vollständig abhanden gekommen sei und die aus »Charakterlosig­
keit« unfähig zu staatsmännischer Leistung seien. Poincare und seine politischen 
Freunde wie Louis Barthou und Paul Deschanel seien »junge Wunderknaben, die 
nichts Wunderbares vollbracht haben«, weil sie borniert und mit dem gesellschaftli­
chen Status quo vollständig zufrieden seien. Aus Furcht vor Revolution und Kollekti­
vismus seien Politiker wie Poincare sogar bereit, mit antirepublikanischen, klerikalen 
und militaristischen Gruppen zu kooperieren.“

Wie aber konnte aus dem Poincare des »Discours de Rouen« der charismatische 
Politiker werden, der in den Jahren 1912 und 1913 »von einer Welle des Enthusiasmus 
in die höchsten Staatsämter getragen« und der nach dem »nationalen Erwachen« der 
Zeit nach dem Zwischenfall von Agadir weiten Teilen der Öffentlichkeit als »logical 
leader of a resurgent nation« erschien?'4 In seiner heute noch unübertroffenen Studie 
über Poincares Präsidentschaft hat G. Wright gezeigt, wie Poincare, wenngleich er 
von seinen ideologischen Grundannahmen her dazu tendierte, »Frankreich« mit dem 
gemäßigten Republikanismus zu identifizieren, keineswegs als dessen Sprachrohr 
angesehen werden kann. Nach Wrights zutreffender Einschätzung konnte Poincare 
im Jahre 1912 nur an die Macht kommen, weil er eben für die Öffentlichkeit mehr 
repräsentierte als reinen Moderantismus. Er hatte sich nämlich in den von innenpoliti­
schen und sozialen Unruhen geprägten Jahren seit 1906 nicht mehr für eine bestimmte 
Partei eingesetzt und somit als »Parteimann« profiliert. Auch hatte er seit 1906 kein

11 Zu Problem und Bedeutungswandel der »Union Sacree« vgl. J.-J. Beckf.r, Union Sacree et ideologie
bourgeoise, in: Revue Historique 535 (juillct-sept. 1980), S. 65-74; ders.: 1914. Comment les Fran^ais sont
entres dans la Guerre, Paris 1977; ders.: Les Framjais dans la Grande Guerre, Paris 1980.

“ Kayser, L’action republicaine (wie Anm. 10) S. 14.
“ So G, Wright, Raymond Poincare and the Frcnch Prcsidcncy, Stanford 1942 (Ndr. New York 1967),

S. 24 f.
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Ministeramt mehr angenommen. Deshalb hatte er die in der »Republique des Comi- 
tes« seltene Reputation erworben, mehr zu repräsentieren als eine »Fraktion« bzw. 
politische »Clique«.14 Nahezu alle Biographen Poincares haben seine »systematische 
Intransigenz«,17 * 19 seinen Mangel an politischer Geschmeidigkeit, seine persönliche 
Schroffheit und Verschlossenheit hervorgehoben. Er erscheint als ein Mann, der »eher 
Respekt als Sympathie« erweckte'* und den man »nicht bewunderte, gleichwohl aber 
nicht widerstehen konnte«;1’ er wurde in der Bevölkerung nicht wegen der Verspre­
chungen geschätzt, die er gab, sondern wegen der Opfer, die er verlangte.20 Frankreich 
- so hat E. Berl in seiner ebenso kritischen wie einfühlsamen Studie über Poincare 
geurteilt - wandte sich in schwieriger Zeit an Poincare, nicht weil es ihn liebte, 
sondern weil es stets dem »strengen und unbestechlichen Jansenisten« wie Poincare 
vertraut.21

Poincares Popularität ist mit solchen zutreffenden Beobachtungen und Apercus 
sicherlich noch nicht hinreichend erklärt und es bedürfte einer genaueren Untersu­
chung, wie etwa seit 1909 die bürgerliche Öffentlichkeit und Intelligenz immer stärker 
nach dem »homme fort« rief und ihn nach der Agadir-Krise - allerdings nur für eine 
kurze Weile - in Poincare fand.” Darüberhinaus wäre auch zu klären, wie es dazu 
kommen konnte, daß Poincares Reputation und Popularität schließlich über die 
Grenzen dieser im engeren Sinn bürgerlichen Öffentlichkeit hinaustrat. Wahrschein­
lich ist Thibaudets Annahme zutreffend, daß Poincare einen solch großen Einfluß 
ausüben konnte, weil er bei außergewöhnlicher Intelligenz und beruflicher sowie 
politischer Karriere im Grunde genau den französischen Durchschnittsbürger verkör­
perte: Er war »aussi patriote que n’importe quel homme de droite, aussi republicain 
que n’importe quel homme de gauche«.20 Wenn sich nach der Agadir-Krise in der 
französischen Bevölkerung immer stärker das Gefühl durchsetzte, daß es nunmehr 
genug sein müsse mit den deutschen »mauvais procedes«,1 ** so spiegelte Poincares 
Verhalten in dieser Krise eben dieses Denken und Empfinden sehr genau wieder: »En 
voilä assez!« schrieb er 
denten J. Caillaux.25

im Juli 1911 in einem Brief an den amtierenden Ministerpräsi-

So P. Miquel, Poincare, Paris 1962, S. 223-5.
w Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 24.
” So Wormser, Le Scptennat de Poincare (wie Anm. 9) S. 19 f.
19 G. Hanotaux, Raymond Poincare, Paris 1935, S. 59.
w Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 24.
21 E. Berl, Raymond Poincare, in: La Nef Nr. 26 (Jan. 1947), S. 46-51, hier: S. 50; ähnlich F. Pa YEN, 

R. Poincare, Paris 1936, S. 413 f.; übereinstimmend auch Th. Zeldin, France (wie Anm. 6) Bd. 2, S. 1092- 
6.

n Ansätze zu einer solchen Untersuchung finden sich bei Miquel, Poincare (wie Anm. 16) S. 221-244 
und D. E. Sumler, Domcstic Influcnces on the Nationalist Revival in France, 1909-1914, in: French 
Historical Studics 6 (1970), S. 517-537.

23 A.Thibaudet, La Republique des Professcurs, Paris 1927, S. 256.
2* Vgl. zu dieser Grundstimmung bcs. die Arbeiten von E. Weber, The Nationalist Revival in France 

1905-1914, Berkeley 1959 (Ndr. 1968); E. M. Carroll, Frcnch Public Opinion and Foreign Affairs 1870— 
1914, New York 1931 (Ndr. London 1965); G. Ziebura, Die deutsche Frage in der öffentlichen Meinung 
Frankreichs von 1911-1914, Berlin 1955.

Brief vom 26. 9. 1911, zit. nach J.-Cl. Allain, Joseph Caillaux, le defi victorieux, 1863-1914, Paris 
1978, S. 384.
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Und in seinen verschiedenen öffentlichen Auftritten während der kritischen Phase 
der deutsch-französischen Verhandlungen im Herbst 1911 forderte er stets ein 
innenpolitisches Stillhalten und eine Stärkung der Exekutive gegenüber den Parteien, 
um Frankreich zu erlauben, seine außenpolitischen Interessen mit Festigkeit, Würde 
und Stetigkeit vertreten zu können. Überdies sei es - so in einer Rede vor dem 
»Conseil General« des Departement Meuse - im gegenwärtigen Zustand Europas die 
erste Pflicht eines guten Staatsbürgers, ein »mutiger und disziplinierter Soldat« zu 
werden.“ Auch Poincares berühmter »Discours de Nantes« vom Herbst 1912 war 
Ausdruck dieser weithin begeistert akzeptierten »Politik der Festigkeit«:

»II n’a pas dependu de nous de conserver la paix aux autres. Pour nous la conserver toujours ä 
nous-memes, il faut garder en nous toute la patience, toute l’energie, toute la fierte d’un peuple 
qui ne veut pas la guerre et qui pourtant ne la craint pas«.* 2'

Solch »starke« Worte sind nach dem Krieg häufig als Beweise für Poincares 
»Kriegstreiberei« angeführt worden. Dies um so mehr als solche Reden im Jahre 1912 
von martialischen und äußerst öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen zur Hebung der 
»fierte nationale« begleitet waren. So wurde der seit den Wirren der Dreyfus-Krise 
untersagte öffentliche Zapfenstreich (»retraites militaires«) wiedereingeführt und 
diese wöchentlich stattfindenden Aufmärsche waren häufig von nationalistischen und 
chauvinistischen Kundgebungen begleitet, die an die Zeit des Boulangismus gemahn­
ten.“ Poincares Bemühen um die Verabschiedung des seit 1884 (!) auf der Tagesord­
nung des Parlaments stehenden Gesetztes über die Einführung des Jeanne d’Arc- 
Nationalfeiertags“ gehörte genau so zu diesem planmäßig geförderten »renouveau 
national« wie die Auflösung des extrem antimilitaristischen »syndicat des institu- 
teurs« oder wie die Verschärfung der militärischen Disziplinargesetzgebung im Jahre 
1912. All diese Maßnahmen übten selbstverständlich eine große Anziehungskraft auf 
die Rechte aus. Dies gilt insbesondere für Albert de Mun, den Führer der katholisch - 
»ralliierten« »Alliance Liberale Populaire«, der dazu gelangte, Poincare als den 
»homme providentiel« anzusehen, unter dessen Führung Frankreich den ebenso 
wünschenswerten wie unvermeidlichen Krieg mit Deutschland würde bestehen kön­
nen. Die Verständigung zwischen den durch Poincare und de Mun verkörperten 
Gruppen der Mitte und der Rechten war zwar nie so vollständig, wie späterhin in

2h Vgl. Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 25.
27 Zit. nach R. Poincar£, Au Service de la France. Ncuf annees de Souvenirs, Bd. 2 (1926), S. 281 f-; 

ähnlich auch der «Discours de Dunkerque«, cbd. S. 168 f.
2* Vgl. H.Contamine, La Revanche, Paris 1957, S. 132; Weber, Nationalist Revival (wie Anm. 24) 

S. 101-3; J. Caillaux, Mes Memoires, Bd. 3, Paris 1947, S. 19-24.
29 Vgl. Weber, Nationalist Revival (wie Anm. 24) S. 69-71; G. Dupeux, La Troisieme Republique, in: 

G. Duby (Hg.), Histoirede la France, Bd. 3, Paris 1972, S. 147; bereits in einer Rede in Vaucouleurs, 1893, 
hatte Poincare als Unterrichtsminister den Jeanne d\Arc-Kult als wichtigstes Mittel, die patriotische 
Einigkeit jenseits aller gesellschaftlichen und politischen Unterschiede zu erhalten, bezeichnet, vgl. 
Miquel, Poincare (wie Anm. 16) S. 132-3; in späteren Jahren scheint Poincare allerdings skeptischer 
gegenüber dem Jeanne-Kult geworden zu sein: vgl. Hanotaux, Poincare (wie Anm. 19) S. 74f. - Zum 
Jeanne-Kult in der 3. Republik vgl. allgemein: R. Sanson,La «Fete de Jeanne d’Arc« en 1894. Controversc 
et celebration, in: Revued’Histoire Moderne et Contcmporaine 20 (1973), S. 444-463; M. Winock, Jeanne 
d'Arc et les Juifs (son mythe sous la Troisieme Republique) in: H-Histoirc 3 (1979), S. 227-237. Der Verf. 
bereitet eine Arbeit über Jeanne Are und den französischen Nationalismus im 19. Jhd. vor.
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kritischen Studien über den Vorkriegsnationalismus geurteilt worden ist;50 gleichwohl 
sah die republikanische Linke mit verständlicher Sorge, daß sich in diesem neuen 
»Poincarismus« die traditionellen Grenzen zwischen «Republik« und »Reaktion« 
aufzulösen begannen.51

Im innenpolitischen Bereich machte Poincare während des Jahres 1912 ohnehin 
deutlich, daß er nicht bereit war, sich linksrepublikanischen Traditionen bzw. 
Gepflogenheiten zu unterwerfen. Zwar hatte er noch in seiner Regierungserklärung 
vom Januar 1912 betont, daß er nur mit »rein republikanischen Mehrheiten« regieren 
wolle;32 tatsächlich aber setzte Poincare im Jahre 1912 die seit Jahren umkämpfte 
Wahlrechtsreform im Parlament mit einer nicht homogenen Mehrheit all jener 
Gruppen durch, die sich durch die Einführung der »Proportionnelle« eine Vergröße­
rung ihres Anteils an der nationalen Repräsentanz versprachen. Überdies galt die 
»Representation Proportionnelle« den Sozialisten genau wie den Gemäßigten als ein 
Mittel, die von der Mehrheitswahl in kleinen Wahlkreisen bislang geförderte Abhän­
gigkeit der Parlamentarier von lokalen Interessen durch eine an gesamtnationalen 
bzw. sozialen Interessen orientierte Partei-Programmatik abzulösen. Die Radikalen 
hingegen verteidigten im allgemeinen das alte Wahlsystem mit äußerster Hartnäckig­
keit. Sie verurteilten die Reformbestrebungen als »bonapartistische« Tendenzen bzw. 
kurzum als »antirepublikanische Treibereien«, zumal sich hierbei ja sichtbar alle 
antiradikalen Kräfte des politischen Spektrums pragmatisch zusammenfanden. Be­
reits im Jahre 1909 hatte A. Briand als Regierungschef ein Programm des »apaise- 
ment« der gesellschaftlichen Konflikte zugunsten einer ruhigen innenpolitischen 
Entwicklung und einer »starken« Außenpolitik entworfen. Fundament dieser Politik 
sollte die »Representation Proportionnelle« sein, die als »reinigender Wind durch die 
Sümpfe« der Kirchturmsinteressen und -politik fegen sollte.55 Briand aber hatte von 
dieser Reform doch Abstand genommen, nachdem er erkannt hatte, daß er die 
Interessen der Radikalen beachten mußte, wollte er nicht seinen eigenen Sturz 
herbeiführen.5* Angesichts der großen Popularität Poincares im Jahre 1912, die ja 
insbesondere daher rührte, daß er offensichtlich überaus erfolgreich durch die außen­
politische Krise steuerte, konnten die Radikalen es jedoch nicht mehr wagen, ihn über 
eine rein innenpolitische Frage stürzen zu lassen. So wurde im Jahre 1912 von 
radikaler Seite aus nicht einmal der Versuch unternommen, die Regierung Poincare 
zum Rücktritt zu zwingen. 30 31 * * * * * * * * *

30 Vgl. bes. Michon, La Prcparation a la Gucrrc (wie Anm. 6) S. 126, der Poincare sogar als »Elu de la 
Droitc« bezeichnet.

31 Ein Symptom solcher Annäherung war, daß sich die zentristische ARD seit Anfang 1913 zu dem neuen 
Wahlspruch »Pour la Republique avcc les Rcpublicains - pour la France avec les Fran^ais« bekannte, vgl.
ARD, 2.3. 1913; Zum Verhältnis Poincares zu A. de Mun vgl, insgesamt die neue Arbeit von B.F.
Martin, Count Albert de Mun. Paladin of the Third Republic, Chapel Hill 1978 - vgl, hierzu die
Bemerkungen des Verf. in FRANCIA 7 (1979), S. 856-861; eine sehr abgewogene Darstellung des
Verhältnisses schon bei Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 157/8.

u Im zeitgenössischen Verständnis bedeutete dies: ohne Beteiligung der »progressistischen« Konservati­
ven und der »ralliicrten« Katholiken sowie selbstverständlich ohne die antirepublikanischen Gruppen.

M So Briands »Discours de Pcrigueux« von 1909, z. T. wiedergegeben bei G. Suarez, Briand, Bd. 2,
Paris 1938, S. 242-7.

Hierzu die genaue Darstellung bei G. Bonnefous, Histoire politique de la Troisieme Republique, 
Bd. 1, Paris 1965, S. 145-50.
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Nie haben die Radikalen es Poincare jedoch verziehen, daß er ohne Rücksicht auf 
traditionelle parlamentarische Usancen regierte und sie ihre Ohnmacht gegenüber 
diesem »Poincarismus« spüren ließ. Das bekannteste Beispiel für diese Aversion ist 
Clemenceaus Brief an Poincare vom 31. Dezember 1912, in welchem er Poincare 
beschuldigte, den Kredit, den ihm die Radikalen während des Jahres 1912 wegen der 
schwierigen außenpolitischen Situation eingeräumt hätten, rücksichtslos benutzt zu 
haben, um seine persönliche Macht mittels Massenerregung und Dramatisierung der 
Außenpolitik zu vergrößern. Sein Regieren mit einer heterogenen Mehrheit der 
äußersten Linken und der Rechten sei in Wirklichkeit nichts als ein Schlag gegen die 
Souveränität des Parlaments und eine Untergrabung der Errungenschaften der Repu­
blik.«

So war Poincares Macht im Jahre 1912 letztlich ein Ergebnis der Zuspitzung des 
deutsch-französischen Verhältnisses in der Agadir-Krise und eines neuen Vorrangs 
der Außenpolitik bzw. der materiellen und »moralischen« Vorbereitung auf den Krieg 
im öffentlichen Bewußtsein. Ob diese Neuorientierung darüber hinaus - d. h. bei 
einem eventuellen Abklingen der internationalen Spannungen - von Dauer sein 
konnte, war indes genau so wenig vorherzusehen wie es unsicher war, ob Poincares 
»feste« Außenpolitik - insbesondere die Stärkung des Bündnisses mit Rußland - auch 
bei einer Aufhellung des außenpolitischen Horizontes würde fortgesetzt werden 
können. Diese Gesamtproblematik erst macht Poincares offensichtlich recht plötzli­
chen Entschluß, sich um das im Januar 1913 neu zu besetzende Amt des Präsidenten 
der Republik zu bewerben, verständlich. Denn anscheinend glaubte er, gestützt auf 
seine Popularität dem Präsidentenamt die politische Bedeutung verleihen zu können, 
die er sich immer schon hierfür gewünscht hatte. Wenn Gabriel Hanotaux, einer der 
wenigen Vertrauten Poincares, im September 1912 als erster dessen Namen in die 
Debatte um mögliche Kandidaturen für die Präsidentschaft warf, so geschah dies aus 
der Überzeugung, daß es Poincare mittels seines persönlichen Charismas gelingen 
werde, das Amt auf Dauer aufzuwerten.* Ganz generell waren die gemäßigten 
Republikaner der Meinung, daß das Präsidentenamt ein wichtiger Faktor innenpoliti­
scher Einigkeit und außenpolitischer Kraftentfaltung sein könne, ganz zu schweigen 
von der merkwürdigen Mischung von »energetischen« und sozialkonservativen Vor­
stellungen in den Führer-Konzepten der nationalistischen Rechten.” Was auch immer 
Poincare von solchen Erwartungen und Hoffnungen im Einzelnen gehalten haben 
mag, sicher ist, daß er sich vom Präsidentenamt mehr erhoffte, als er späterhin hat 
wahrhaben wollen. In einem Bericht des russischen Botschafters Izvol’skij vom 29. 1. 
1913 heißt es diesbezüglich:

33 Abgedr. bei Payen, Poincare (wie Anm. 21) S. 393—5; Der Verdacht, daß Poincare die Außenpolitik 
absichtsvoll dramatisiere, um seine innenpolitische Position zu stärken, wurde auch von Paul Cambon, 
französischer Botschafter in London, in einem Brief an seinen Bruder Jules, Botschafter in Berlin, geäußert: 
».. . Remarque qu’il (= Poincare) entretient avcc soin lesapprehensions de guerre. Si Poincare estelu lecicl 
s’eclaircira immediatement«: Paul Cambon, Correspondance 1870-1924, Bd. 3 (1912-1924), Paris 1946, 
S. 34 (Brief vom 25.1. 1913).

H Vgl. Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 110; vgl. auch Derfler, President versus 
Parliament (wie Anm. 6) S. 324.

37 Vgl. Weber, Nationalist Revival (wie Anm. 24); B. F. Martin, Count Albert de Mun (wie Anm. 31); 
Maricluisc Christadler, Kriegserziehung im Jugendbuch. Literarische Mobilmachung in Deutschland 
und Frankreich, Wuppertal 1978; Zeev Sternhell, Maurice Barres et le Nationalisme Fran^ais, Paris 1972.
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»Ich hatte soeben eine lange Unterredung mit Poincare. Er erklärte mir, in seiner Eigenschaft 
als Präsident der Republik würde es ihm durchaus möglich sein, unmittelbar auf die auswärtige 
Politik Frankreichs einzuwirken. Er werde nicht verfehlen, diese Gelegenheit auszunutzen, um 
im Laufe seines Septenats die Stetigkeit der auf einem engen Bündnis mit Rußland beruhenden 
Politik zu sichern.*"

Allerdings mußte Poincare in seiner Amtszeit die Erfahrung machen, daß der 
Präsident der Republik angesichts der langfristig gewordenen innenpolitischen Kräf­
teverhältnisse zwar einflußreich, niemals aber mächtig sein konnte.

Im Zusammenhang mit der Debatte um Poincare und den »Poincarismus« ist der 
Wahl Poincares zum Präsidenten der Republik im Januar 1913 immer schon besonde­
re Bedeutung zugemessen worden. Die Peripetien dieser Wahl sind häufig und 
umfassend dargestellt worden.” Aus diesem Grunde soll hier nur den für das Problem 
des »Poincarismus« wichtigen Fragen nachgegangen werden: Was erhoffte sich 
Poincare konkret von diesem Amt und wieso konnte es ihm gelingen, trotz des 
erbitterten Widerstandes der linken Republikaner gewählt zu werden?

Die »lois constitutionnelles« von 1875 hatten dem Präsidenten der Republik eine 
Fülle von Befugnissen eingeräumt. Hierzu gehörten u. a. die Gesetzesinitiative 
(gemeinsam mit dem Parlament), die Überwachung der Ausführung der Gesetze, die 
Verfügung über die bewaffnete Macht, die Auflösung der Kammer (mit Zustimmung 
des Senats), das Recht, gewisse diplomatische Verträge ohne Zustimmung der Kam­
mern abzuschließen (u. a. Militärkonventionen und Allianzverträge). Der Präsident 
hatte zudem traditionell das Recht, dem Ministerrat vorzusitzen und - seit 1912 -den 
Vorsitz über den Obersten Kriegsrat, dem höchsten gemeinsamen Gremium der 
politischen und der militärischen Führung.4: Verfassungsrechtlich begrenzt war die 
Aktivität des Präsidenten von vornherein eigentlich nur dadurch, daß alle seine 
Entscheidungen und Maßnahmen ministerieller Gegenzeichnung bedurften. Das 
wichtigste verfassungsmäßige Recht war wohl das der Kammerauflösung (»Droit de 
Dissolution«). Denn diese Prärogative war nach dem Willen der verfassungsgebenden 
Versammlung von 1875 ein eindeutiges Präjudiz für einen Vorrang der Exekutive vor 
der Legislative. Dieses Recht war nur ein einziges Mal angewendet worden - und 
seitdem in Verruf geraten: Angesichts der für die Monarchisten besorgniserregenden 
republikanischen Stimmengewinne von 1877 hatte Präsident Mac Mahon einen 
Vorwand benutzt, um die Kammer aufzulösen und Neuwahlen auszuschreiben. 
Diese führten allerdings zu einer weiteren Verstärkung der linksrepublikanischen 
Gruppen, weshalb Mac Mahon auf Dauer gezwungen war nachzugeben. »Se soumett- 
re ou se demettre«, das war der Schlachtruf der Linken in dieser ersten Staatskrise der 
Dritten Republik gewesen - und nicht von ungefähr sollte dieser Ruf in der innenpoli­

!l Zit. nach F. Stieve (Hg ), Der diplomatische Schriftwechsel lswolskis, 1911-1914, Bd. 3 (1924), 
Nr. 705; vgl. hierzu Poincar£, Au Service de la France (wie Anm. 27) Bd. 3, S. 94; Wright, R. Poincare 
(wie Anm. 15) S. 61 f. zit. zuzüglich einen ähnlichen Bericht des österreich-ungarischen Botschafters 
Szecscn.

54 Vgl. u. a. Wright (wie Anm. 15) S. 43-48; Bonnffous, Histoire Politique (wie Anm.34) Bd. 1, 
S. 318-320.

*° Vgl. zu dieser Neuerung L. Thile, Pouvoir civil et pouvoir militaire, Paris 1914, S. 124-7; R. d'Or- 
nano, Gouvernement et Haut-Commandcment en regime parlementaire fran^ais, Aix-en-Provence 1958, 
S. 138-146.
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tischen Krise des Jahres 1914 gegen Poincare gewendet wieder laut werden. Der 
Fehlschlag des »Seize Mai« Mac Mahons war ein wichtiger Schritt hin zu dem in der 
Folgezeit immer ausgeprägter werdenden Vorrang der Legislative vor der Exekutive.

Ein wichtiges Recht des Präsidenten war auch das sog. »Droit de Message«. Hierin 
wurde festgelegt, daß der Präsident mittels Botschaften, die der ministeriellen Gegen­
zeichnung bedurften und von einem Minister vor der Kammer verlesen werden 
mußten, mit den Kammern verkehrte. Neben diesem allgemeinen Recht konnte der 
Präsident auch mittels eines »message motive« von den Kammern verlangen, ein 
bereits verabschiedetes Gesetz in einer gewissen Frist neu zu beraten. Auch hierfür 
bedurfte es der ministeriellen Gegenzeichnung. Unter Verfassungsrechtlern war und 
ist die Frage umstritten, ob der Präsident auch das Recht hatte, eine Botschaft an die 
Nation zu richten, da dieses Recht in der Verfassung nicht ausdrücklich ausgeschlos­
sen war. Abgesehen aber von der Tatsache, daß eine Botschaft an das Parlament 
implizit immer auch an die Nation gerichtet war und öffentliche Verbreitung fand, 
war diese Frage in der politischen Praxis insofern von geringer Bedeutung, als seit dem 
»Seize Mai« auch dieses Recht als obsolet galt. Die meisten Präsidenten beschränkten 
sich auf einen politisch unverbindlichen »message« zu Beginn ihrer Amtszeit.“

Diese Entwicklung hatte indes nicht dazu geführt, daß der Präsident seines politi­
schen Einflusses vollständig beraubt worden wäre und sich künftighin nur noch auf 
die ihm auch zukommende »presidence des solennites nationales« habe beschränken 
müssen. So behielt er - nicht aufgrund einer Verfassungsvorschrift, aber aus Tradi­
tion - das Recht, einen Politiker seiner Wahl mit der Kabinettsbildung zu beauftra­
gen. Hierbei war es zwar angezeigt - wollte man Regierungskrisen vermeiden - den 
»indications« der innerparlamentarischen Machtverhältnisse Rechnung zu tragen; 
diese waren aber angesichts des Fehlens von deutlichen Fraktions- bzw. Parteistruk­
turen in der Vorkriegszeit oft nur äußerst vage.“ Deshalb hatte der Präsident 
gemeinhin eine recht große Wahlmöglichkeit: »Ce choix, tres souvent, cristallisa une 
majorite qui attendait un chef.«“

Diese mehr oder weniger festgeschriebenen Befugnisse, die vieles vom politischen 
Profil und Renommee des jeweiligen Präsidenten abhängig sein ließen, führten dazu, 
daß die Auseinandersetzung innerhalb des republikanischen Lagers zwischen den 
meist linken Befürwortern des »regime parlementaire« und den meist gemäßigten 
bzw. konservativen Befürwortern der Gleichwertigkeit der Exekutive stets auch eine 
Auseinandersetzung um Rolle und Person des Präsidenten blieb.

Die Strategie der linken Republikaner war, möglichst nur Politiker minderen 
Ranges in dieses Amt gelangen zu lassen - »Je vote pour Ie plus bete« soll Clemenceau

41 Vgl. J. CI. MaeSTRe, Les messagcs prcsidcntiels en France, in: Revue du droit public en France et ä 
l'Etranger 80 (1964), S. 392-438, bes. S. 397-413.

“ Diese geläufige Feststellung dürfte allgemein und vergleichend weiterhin zutreffend sein, wenngleich 
die neue Arbeit von R. Hudemann, Fraktionsbildung im französischen Parlament. Zur Entwicklung des 
Parteiensystems in der frühen Dritten Republik (1871-1875), München 1979 (Beihefte der FRANCIA, hg. 
vom Deutschen Historischen Institut Paris, Bd. 8) zeigt, daß die Parteien und Fraktionen bereits in der 
Frühphase der 3. Republik sehr viel stärker organisiert waren als man bislang angenommen hatte.

“ So G. Burdeau, Traite de Science Politique, t. 6, vol. II, Paris 1971', S. 405; übereinstimmend: 
M. Duverger, Institutions politiques et droit constitutionnel, Paris 1970"; vgl. allgemein: R. Escaich, 
L’influcnce des presidents de la Rcpublique, in: Ecrits de Paris 1965, No. 237, S. 64-76.
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gesagt haben um die institutioneilen Möglichkeiten des Amtes somit zu neutralisie­
ren. Dahingegen hatten konservative und gemäßigte Republikaner nie ein Hehl daraus 
gemacht, daß ihrer Auffassung nach ein starker Präsident unverzichtbares Korrektiv 
der »anarchie parlementaire« und Element der Effizienz der republikanischen Staats­
form sein müsse.44 Auch Poincare hatte sich stets für eine Aufwertung des Präsiden­
tenamtes ausgesprochen, so z. B. in der schon erwähnten Wahlrede von Rouen im 
Jahre 1902: ». .. il faut que le President de la Republique puisse desormais exercer 
librement les pouvoirs dont l’usage l’a depouille«.45 Hiermit war auch das »droit de 
dissolution« gemeint, auch wenn man dies in den auf die Wirren der Dreyfus-Krise 
folgenden Jahren nicht deutlich aussprechen konnte, wollte man nicht als Antirepu­
blikaner gelten. Im Jahre 1912 allerdings - in einer politisch überaus veränderten 
Situation - drückte Poincare diesen Gedanken ganz offen aus: Das wichtigste Recht 
des Präsidenten - so schrieb er in einer weit verbreiteten staatsbürgerlichen Aufklä­
rungsschrift für Jugendliche- sei das »droit de dissolution«. Dieses verdiene nicht den 
Mißkredit, in den es nach dem »Seize Mai« gefallen sei. Es sei auch nicht als Vehikel 
monarchistischer Restauration aufzufassen sondern als »garantie naturelle de la 
Separation des pouvoirs«.14 * * Solche Sätze aus der Feder des amtierenden Ministerpräsi­
denten waren selbstverständlich dazu angetan, das ohnehin vorhandene Mißtrauen 
der Radikalen gegen die Politik Poincares zu verstärken.

Im Unterschied zu den Radikalen hatten die Sozialisten offenbar keine schwerwie­
genden Bedenken gegen Poincares Politik. Das Verhältnis der Sozialisten zum 
entstehenden Poincarismus ist allerdings bislang kaum einmal untersucht worden. 
Welches auch immer die grundsätzliche Haltung der »Section Fran^aise de l’Interna- 
tionale Ouvriere« (SFIO) zu Nationalismus und Krieg gewesen sein mag,17 so hat es 
keinesfalls den Anschein, daß Poincares Reden und Handeln von sozialistischer Seite 
in eine direkte Verbindung damit gebracht worden wären. Traf bereits Poincares 
»starke« Regierungserklärung vom Januar 1912 auf die wohlwollende Enthaltung der 
SFIO-Fraktion, so scheuten sich Jaures und seine Mitstreiter keineswegs, Poincare bei 
der Durchsetzung der Wahlreform gegen die linken Republikaner zu helfen. Mehr 
noch: Marcel Sembat, zu dieser Zeit ein prominenter Vertreter des reformistischen 
Flügels der SFIO, kämpfte offen für die Wahl Poincares zum Präsidenten der 
Republik.1* Und Compere-Morel, einer der führenden Vertreter der marxistischen 
Richtung innerhalb der SFIO, erklärte nach der Wahl Poincares:

»Man muß zugeben, daß diese Wahl von der Bevölkerung mit Freuden begrüßt wurde. Die 
ganze Presse war Poincare günstig, die öffentliche Meinung kam ihm entgegen. Er erntete die 
Popularität, die er sich während seiner Ministerschaft in den letzten so bewegten Monaten

14 Vgl. Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 11-13.
14 Vgl. oben, Anm. 12.
*'■ R. Poincar£, Ce que demandc la Cite. Vingt causeries familieres, Paris 1912 (»Collection pour la 

Jeunesse«), p. 54.
17 Vgl. insgesamt M. N. Drachkovitch, Les socialismes franjais et allemand et le problcme de la guerre, 

Genf 1953.
" Vgl. G. Lefranc/P. Colliart, Images de Jaures tirees des »Cahiers« inedits de Marcel Sembat, in: 

Bulletin de la Socictc d'etudcs jauresicnncs, No. 72 (janv.-mars 1979).
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erworben hatte. Das Kleinbürgertum besonders wußte ihm Dank dafür, daß er erklärt hatte, 
der Krieg wäre ein Unglück, und er würde alles daransetzen, ihn zu vermeiden.«4’

Leon Blum hat hingegen fast 10 Jahre später in der schon eingangs erwähnten 
parlamentarischen Auseinandersetzung über den Vorkriegs-Poincarismus den oft 
zitierten Leitartikel Jaures’ aus der »Humanite« vom 18. Februar 1913 angeführt, in 
welchem Jaures Poincare am Tage der Amtseinführung als Präsident der Republik 
mahnte, sich nicht von den Forderungen der Rechten blenden zu lassen und nicht 
zuzulassen, daß sein Septenat eine Zeit der »Reaktion und des Krieges« werde.40 Es ist 
jedoch zu beachten - was Blum und nach ihm viele Historiker unterlassen haben - daß 
sich Mitte Februar 1913 - einen Monat nach der Wahl - die innenpolitischen 
Verhältnisse in Frankreich tiefgreifend und abrupt änderten. Seit Mitte Februar gab es 
in der Öffentlichkeit nur noch ein einziges Diskussionsthema: Die bevorstehende 
große deutsche Heeresvermehrung und die Frage, welche französischen Gegenmaß­
nahmen erforderlich seien.4' Während die Rechte und die gemäßigten Gruppen gerade 
schon in dieser Zeit den vermeintlich »starken« Mann Poincare aufforderten, der 
»deutschen Drohung« unverzüglich zu begegnen, wandte sich die SFIO ohne zu 
zögern gegen die aufkommende Kriegspsychose” und bemühte sich, die bürgerliche 
Linke zu einem Bündnis gegen »Reaktion und Krieg« zu gewinnen. Die Auseinander­
setzung um die Einführung der dreijährigen Dienstpflicht - die »Loi de Trois Ans« -, 
in ihrer Intensität nur noch mit der Dreyfus-Krise vergleichbar, war ein solch tiefer 
Einschnitt in der Vorkriegspolitik und im öffentlichen Bewußtsein, daß man, um 
Fehleinschätzungen zu vermeiden, hier sehr genau zwischen dem vorher und nachher 
zu unterscheiden hat.49 * * * * * 55 Wenn die Sozialisten vor Mitte Februar 1913 den »Poincaris- 
mus« als einen nicht unwillkommenen Antiradikalismus ansahen, so wurde Poincare 
in der Folgezeit immer stärker zum Negativsymbol der Rüstungspolitik. Dies geschah 
in einem so großen Maße, daß Vaillant-Couturier in der parlamentarischen General­
abrechnung mit »Poincare-la-Guerre« im Jahre 1922 ausrufen konnte: »Nous l’accu- 
sons d’avoir ete ce que Jaures esperait qu’il ne serait pas, le president de la reaction ou 
de Ia guerre!«*

Es bleibt somit festzustellen, daß der Poincarismus nach der Agadir-Krise und bis 
hin zum Beginn der Debatte um die Loi de Trois Ans als überaus mehrdeutig

49 A. Comp£re-Morel, Die Präsidentenwahl in Frankreich, in: Die Neue Zeit 31 (1913), Bd. 1,S. 617-
621, hier S. 621.

■° JOC Deb. 1922, S. 2400; dieselbe Argumentation bei Gouttcnoire de Toury, Jaures et le Parti de la 
Guerre (wie Anm. 7).

91 Am 17. 2. 1913 berichtete der offiziöse »Temps« zum ersten Mal von einer Ministerratssitzung über 
eine mögliche Verlängerung der Dienstpflicht in der aktiven Armee, vgl. hierzu und zu den Motiven der 
französischen Regierung die Arbeit des Verf.: G. Krumeich, Aufrüstung und Innenpolitik in Frankreich 
vor dem Ersten Weltkrieg. Wiesbaden 1980 (Veröffentlichungen des Instituts für Europäische Geschichte 
Mainz, Bd. 96).

Vgl. ibid. und D. E. Sumler, Opponents of War Preparedncss in France, 1913-1914, in: Doves and 
Diplomates. Foreign Officies and Peace Movements in Europe in the Twenticth Century, Hg. S. Wank, 
Westport (Conn.)/London, 1978.

Zur analogen Anwendung dieses methodischen Prinzips vgl. die in Anm. 13 genannten Arbeiten J.-J. 
Beckers über die Reaktion der öffentlichen Meinung auf die Ereignisse der Juli-Krise und nach Kriegsaus­
bruch.

M JOC Deb. 1922, p. 2237.
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angesehen werden muß. Wenn sich die politisch und ideologisch Poincare naheste­
hende Bourgeoisie hiermit sowohl soziale »Pazifierung« in Weiterführung des 
Briandschen »apaisement« sowie eine »starke« Außenpolitik vorstellen konnte; wenn 
die Rechte ihn mehr oder weniger explizit als eine Führungsgestalt quasi monarchi­
schen Zuschnitts und als Symbol des wiedererstehenden Nationalismus feierte, so 
blieb er gleichwohl für die SFIO innenpolitisch ein durchaus akzeptabler Partner. Nur 
diese Mehrschichtigkeit vermag zu erklären, warum Poincare zum Präsidenten der 
Republik gewählt wurde. Und er selber hat dies damals genau so eingeschätzt, wie sein 
Tagebucheintrag vom Morgen des 17. Januar 1913, dem Tag der Wahl, zeigt:

»J’ai la certitude absolue du succes. Les socialistes unifies ne me sont pas hostiles ä cause de la 
[Representation] proportionnelle; ils auront leur candidat; mais jamais . . . ils ne voteront pour 
Pams.w Les Progressistes ... me donneront un certain nombre de voix. Je n’ai sollicite ni fait 
solliciter aucun membre de la droite; mais de Mun est venu me dire spontanement que ses amis et 
lui voteraient pour moi ... malgre tout ce qui les separe de moi en politique ... II ne m’a 
demande aucun engagement, je n’en ai pris aucun, et la dcmarche de ce tres galant homme, 
entierement inspire par ce qu’il considere, ä tort ou ä raison comme l’interet national, m’a 
touche jusqu’au fond de l’äme.«“

In dem Maße, wie der Poincarismus diese ursprüngliche Mehrdeutigkeit verlor, war 
er zum Niedergang verurteilt. Diese Einengung begann zu dem Zeitpunkt, als 
Poincare nicht mehr nur ganz allgemein als Protagonist einer »si vis pacem«-Politik 
angesehen wurde sondern als er für jedermann deutlich in der Aufrüstungsdebatte des 
Jahres 1913 Partei ergriff und damit nach zeitgenössischem Empfinden aus der 
Uberparteilichkeit des Präsidenten der Republik heraustrat.

Alle diejenigen, die geglaubt hatten, daß die Politik der »fierte nationale« nach der 
Agadir-Krise zu dauerhaften Umformungen, sei es in militärpolitischer sei es allge­
mein in gesellschaftspolitischer Hinsicht führen konnte, sollten auf Dauer an der 
Resistenzkraft der »Republique des Comites« scheitern. Spürbar wurde dieses Behar­
rungsvermögen der tradierten politischen Ideologien und parlamentarischen Verfah­
rensweisen gegen »nationalen Aufschwung« und plebiszitäres Führertum schon ab 
Mitte April 1913, als die Hoffnung sowohl der Nationalisten als auch der gemäßigten 
Presse und Staatsmänner, daß die »Antwort« auf die deutschen Rüstungspläne 
prompt und mit »Elan« erfolgen möge, sich zerschlug. Die bürgerliche Linke 
beharrte bei aller Opferbereitschaft auf einer ausführlichen parlamentarischen Bera­
tung, da sie »alles Notwendige, aber nur das Notwendige« zugestehen wollte. Die 
verantwortlichen Politiker versuchten, die hieraus resultierende Gefahr, daß die 
»nationale Einmütigkeit« an der Wehrfrage zerbrechen könnte, durch chauvinistische 
Reden und äußerst harte Repression des antimilitaristischen Kampfes einzudämmen. 
Weiterhin stießen alle Versuche der Linken, die Finanzierung der Aufrüstung durch 
neue und sozial gerechte Steuern sicherzustellen, auf hartnäckige Ablehnung von 
Seiten der Konservativen und auf äußerst ausweichende Reaktionen der Regierung. Es 
kann nicht verwundern, daß sich angesichts der großen Diskrepanz zwischen der

55 Der Senator J. Pams war der Kandidat der republikanischen Linken.
* Poincare, Notes Journalieres (N.J.), Bibliotheque Nationale, Nouvellcs Acquisitions Fran^aiscs, 

16024-16027 (26. 12. 12-August 1914); vgl. Poincare, Au Service de la France (wie Anm. 27) Bd. 3, S. 59, 
wo Poincare darauf insistiert, daß er eine »republikanische Mehrheit« erhalten habe.



440 Gerd Krumeich

Beschwörung der nationalen Einigkeit und der patriotischen Opferbereitschaft einer­
seits und unverblümter Klasseninteressen andererseits, die Befürchtung zu bewahr­
heiten schien, daß Poincares Amtszeit eine »Zeit der Reaktion und des Krieges« sein 
werde.

Hier erwies es sich jedoch, daß Poincare eben nicht ein »party president« war, ein 
»chief executive with a program«, der dazu tendierte, »Frankreich« mit den Interessen 
der Gemäßigten zu identifizieren.47 Er war nicht der von der Rechten erhoffte und von 
der Linken gefürchtete Führer, der sein Charisma in den Dienst partikularer Interes­
sen stellte.48 Auf dem Höhepunkt der Welle der Rüstungskampagne, als es auf den 
Pariser Straßen sogar zu handgreiflichen Auseinandersetzungen zwischen den »Ca­
melots du Roy« der »Action Fran?aise« und antimilitaristischen Gruppen kam, als 
nationalistische Studenten pazifistische Professoren am Sprechen hinderten, hielt es 
Poincare-ganz im Gegensatz etwa zum Regierungschef Barthou und zum Kriegsmi­
nister Etienne- für angebracht, öffentlich für einen »ruhigen Patriotismus« einzutre­
ten. Gleichzeitig unternahm er es, seine Sicht der verfassungsmäßigen Pflichten und 
Rechte des Präsidenten noch einmal zu erläutern: Dieses Amt sei »unpersönlich und 
anonym«; der Präsident der Republik könne und dürfe nicht mehr sein als der »erste 
Diener des Staates und der Gesetze«.4’ Solche Sätze waren gerade angesichts der 
Begeisterung der Nationalisten für den »starken« Präsidenten eine deutliche Distan­
zierung. Wahrscheinlich gab Jaures das, was Poincare zu dieser Mahnung bewegt 
hatte, zutreffend wieder: Poincare befürchte, daß der »boulangistische Strom ihn 
selber und die Republik hinwegschwemmen« könnte.“

Diese Zurückhaltung bezeichnet das, was man die »subjektiven Grenzen« des 
Poincarismus - im Unterschied zu den unten darzustellenden »objektiven Grenzen« - 
nennen könnte. Ironischerweise hingen diese Grenzen eng mit dem zusammen, was 
Poincare in der Geschichtsschreibung häufig als charakterliche Schwäche und persön­
liche Begrenztheit zugesprochen wird, nämlich sein »legalistisches« Denken, die 
ständige Unterordnung politischer unter juristische Gesichtspunkte. »On ne devrait 
jamais mettre ä la tete d’un pays un homme qui a le cceur bourre de dossiers. C'est trop 
dangereux«, so lautete das berühmte abschätzige Urteil Clemenceaus über Poincare“ 
und noch Renouvin und Duroselle haben in ihrem Lehrbuch zur Geschichte der 
internationalen Beziehungen ganz ähnlich geurteilt.“ Dieser Legalismus hatte in der 
Tat erhebliche politische Fallstricke, auf die schon sein Biograph J. Chastenet sehr 
zutreffend hingewiesen hat: Poincare betrachtete sich offensichtlich mehr als Rechts­
anwalt Frankreichs denn als Politiker. Er wollte den Frieden bewahren, nicht aber als * 41 42 *

So Wright, R. Poincare (wie Anm. 15) S. 81; ähnlich Wormser, Le Septennat de Poincare (wie 
Anm. 9) S. 15 u. 17.

41 Vgl. die zutreffende Bemerkung von J.-Cl. Allain, Joseph Caillaux (wie Anm. 25) S. 407, daß 
Poincare in der Literatur häufig »symboliquement et abusivemenc« zum »animateur de la droite conserva- 
trice et nationalste« gemacht werde.

* Der »Discours de Montpellier« abgedruckt in Poincar£, Au Service de la France (wie Anm. 27) Bd. 3* 
S. 161-4.

w Humanite, 31. 3. 1913.
Zit. nach J. Märtet, Le Tigre, Paris 1930, S. 192.

42 P. Renouvin/J. B. Duroselle, Introduction ä Phistoire des Relations Internationales, Paris 1970\
S. 305-6.



Poincare und der »Poincarismus« 441

höchstes Gut: »Aussi bien n’est-ce pas la Paix, simple amie, mais la France, mattresse 
cherie, qui est sa diente (sic!) et... il ne saurait en conscience lui conseiller aucune 
transaction apparaissant avec evidence moins favorable que ne le serait le jugement du 
tribunal - ce tribunal dut-il etre celui du dieu Mars«.45

So zutreffend diese Bemerkung in außenpolitischer Hinsicht auch sein mag: In 
innenpolitischer Hinsicht hinderte eben dieser Charakterzug Poincare, die »poincari- 
stische« Rolle zu spielen, die eigentlich alle erwartet - gefürchtet oder erhofft-hatten.

Diese Zurückhaltung ist umso bemerkenswerter, als Poincare im höchsten Maße an 
seiner Popularität gelegen war. Sein Tagebuch läßt durchgehend erkennen, wie sehr er 
innerlich von ihr abhängig war, ja daß er sie als höchste Legitimierung seines Handelns 
ansah. Nicht von ungefähr finden sich in diesen »notes joumalieres« der Jahre 1913 
und 1914 in dem Maße vermehrt Bemerkungen und Beobachtungen zu diesem 
Thema, wie im Lauf des Jahres 1914 diese Popularität immer stärker zurückging. Eine 
der ersten Tagebuchnotizen, kurz vor seiner Wahl zum Präsidenten der Republik, ist 
in dieser Hinsicht bereits besonders aufschlußreich:

»J’accompagne le President de la Republique dans ses visites aux Presidents des Chambres. 
Devant le Palais Luxembourg et devant le Palais Bourbon, la foule, massee, crie: Vive Poincare! 
avec une insistance tres significative. Dans les rues memes acclamations. C’est le peuple qui 
marque sa volonte . ..“

Und am 7. März, einen Tag nach Vorlage des Wehrgesetzes in der Kammer, 
notierte Poincare:

»La rue nous (sc. Poincare und seine Ehefrau) fait toujours le meme accueil enthousiaste. La 
loi de trois ans est tres populaire ä Paris«.

Diese letztere Notiz zeigt gerade wegen der merkwürdigen Satzverknüpfung, wie 
sehr sich Poincare mit der Aufgabe identifizierte, das neue Wehrgesetz um jeden Preis 
durchzusetzen. Poincare war, wie viele Politiker der Mitte und der Rechten, der 
Auffassung, daß die nationale Verteidigung auf Dauer nur durch diese Maßnahme 
sichergestellt werden konnte. Aus diesem Grunde ist es nicht gerechtfertigt, gerade 
Poincares in der Tat nie nachlassenden Einsatz für die Loi de Trois Ans als Beweis für 
seine Parteilichkeit und sein Überschreiten der verfassungsmäßigen Rechte des Präsi­
denten anzusehen und ineins zu setzen mit den innenpolitischen Machtbestrebungen 
konservativer Gruppen.44

Andererseits ist es aus zeitgenössischer Perspektive durchaus verständlich, daß 
besonders die bürgerliche Linke, die ja ihrerseits keinen Zweifel daran ließ, daß sie zti 
allen für die nationale Verteidigung notwendigen Opfern bereit sei, diese aber erst 
nach gründlicher parlamentarischer Erörterung genehmigen wollte, über eine solche 
Intransigenz des Präsidenten für eine von bestimmten Parteien geforderte Maßnahme 
äußerst empört war. Dies um so mehr, als gerade der dreijährigen Dienstpflicht wegen 
der militärpolitischen Diskussionen der vorangegangenen Jahre der Verdacht anhafte­
te, ein Manöver reaktionärer Kreise zu sein, um eine der größten Errungenschaften 
der »Radikalen Republik«, nämlich die vollständige Gleichheit aller Bürger vor dem * 44

41 Jacques Chastf.net, Raymont Poincare, Paris 1948, S. 108.
M Poincare, Notes Joumalieres (N.J.), 1.1. 1913.
44 Dies gegen Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 81 f.
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Wehrdienst und die Einführung einer kurzen Verweilzeit in der Kaserne wieder 
rückgängig zu machen.“

Noch aus historischer Distanz ist es außerordentlich schwierig, innen- und außen­
politische Motive bzw. Implikationen der Rüstungspolitik vor dem 1. Weltkrieg zu 
unterscheiden. Für die Radikalen und die Sozialisten jener Zeit war diese Unterschei­
dung insofern noch schwieriger, als gerade die Poincare nahestehende Presse der Mitte 
und der Rechten gemeinhin eine direkte Verbindung zwischen Nationalismus, Aufrü­
stung und ihren eigenen sozial- und ordnungspolitischen Vorstellungen zog. Als 
Paradigma solch »synthetischer« Betrachtungsweisen mag hier eine Äußerung der 
»Liberte«, des Sprachrohrs der konservativen »Progressisten« stehen:

»II est evident que la loi de trois ans est comme la pierre angulaire d’une politique deconcorde 
franfaise .. . On ne peut pas etre utilement pour lc maintien integral des forces de la defense 
nationale sans se rallier en meme temps ä une politique interieure de conciliation . . . Si on est 
pour les trois ans, on doit etre aussi contre l'inquisition fiscale6’ et pour la reforme electorale. 
Ceci entralne cela.«6*

Diese Art von gedanklicher Zusammenfügung wurde noch durch konkrete Hand­
lungen unterstrichen. Zunächst weigerte sich der Regierungschef Barthou, die von 
den Radikalen und Sozialisten gemeinsam geforderte Steuerreform zu beschleunigen 
und als ersten Schritt hierzu die Besteuerung der französischen Staatsrente zuzugeben. 
Als Barthou über diese Frage von einer Koalition der Radikalen und Sozialisten unter 
Führung von Caillaux gestürzt wurde, gründete er Anfang Dezember 1913 gemein­
sam mit Briand die »Federation des Gauches«. Zu deren Gründungsmitgliedern 
gehörten die wichtigsten Politiker der Mitte, darunter auch mehrere Mitglieder der 
Kabinette Poincare, Briand und Barthou von 1912 und 1913. Das Programm dieser 
Partei enthielt im Grunde dieselben Forderungen - vermehrt um die Wehrfrage - wie 
Briands »Discours de Perigueux« von 1909, in welchem die zentristische Doktrin des 
»apaisement« der gesellschaftlichen Konflikte durch die Solidarität von Kapital und 
Arbeit zuerst formuliert worden war. Bereits Mitte September hatte »Le Temps« ein 
ganz ähnliches Programm vorgestellt und Poincare in seiner Eigenschaft als Staatsprä­
sident - gemäß dem Beispiel Wilhelms II (sic!) - als Koordinator einer großen 
Bewegung zur ökonomischen Modernisierung Frankreichs sehen wollen.6’ »Poincare 
and the »Federation des Gauches< stood for identical principles« hat G. Wright 
angesichts solcher Affinitäten und Identifikationen, die sich geradezu beliebig ver­
mehren lassen, geurteilt.73 Es ist sicherlich anzunehmen, daß »im Prinzip« Poincare 
dieser Gruppierung innerlich nahe stand, vertrat sie doch recht genau die Standpunk­

w Vgl. R. D. Challener, The French Thcory of the Nation in Arms, New York 1955; D. B. Ralston, 
The Army of the Republic, Cambridge (Miss.) 1967; G. Krumeich, Zur Problematik des Konzepts der 
»nation armee« in Frankreich, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen (1980).

6; So bezeichnten die Konservativen gemeinhin die von den Radikalen und Sozialisten gewünschte 
Steuerreform, die u. a. auch eine Steuererklärung enthalten sollte, vgl. R. v. Albertini, Die Diskussion um 
die französische Steuerreform, 1907-1909; in: Schweizer Beiträge zur allgemeinen Geschichte 13 (1955), 
S. 183-201; Caillaux Absichten und konkrete Budget- und Steuerpolitik sind durch die Arbeit von J.- 
CI. Allain, Joseph Caillaux (wie Anm. 25) jetzt wohl definitiv dargestellt.

M La Liberte, 16.5. 1914.
** Le Temps, 21.9. 1913.
K Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 106.
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te, die er selber als Abgeordneter und als Senator vertreten, ja sogar nach dem Diktum 
Clemenceaus verkörpert hatte. Gleichwohl und gerade aus diesem Grunde ist zu 
betonen, daß Poincare während seiner Amtszeit bis hin zum Juli 1914 nicht eine 
einzige öffentliche Erklärung abgab, in der solch sozialkonservative Vorstellungen 
thematisiert worden wären. Darüberhinaus ist für seine Haltung charakteristisch, daß 
er keineswegs mit Barthous Strategie einverstanden war, in der Steuerfrage einen 
Konfliktkurs gegen die Radikalen einzuschlagen und somit die Wehrfrage und die 
»patriotische Einmütigkeit« zur Eindämmung sozialpolitischer Forderungen auszu­
nutzen. Wiederholt versuchte er - allerdings vergeblich - Barthou zum Nachgeben in 
der Steuerfrage zu bewegen/'

Solche Distanz konnte jedoch nicht verhindern, daß Poincare in der öffentlichen 
Meinung mit Zentrismus und Sozialkonservativismus behaftet blieb. Seine Parteilich­
keit schien offenkundig zu werden, als er sich nach dem Sturz Barthous (2. Dezember 
1913) beharrlich weigerte, Caillaux gemäß parlamentarischer Tradition mit der Regie­
rungsbildung zu beauftragen, da dieser für den Sturz der Regierung Barthou verant­
wortlich war. Wie Poincare Caillaux selber zur Begründung mitteilte, hatte er kein 
ausreichendes Vertrauen in dessen Fähigkeit, die Beziehungen zu den befreundeten 
Mächten und die Grundsätze der französischen Verteidigungspolitik aufrechtzuerhal­
ten.71 72 Diese Weigerung war ein deutliches Heraustreten des Präsidenten der Republik 
zwar nicht aus den verfassungsmäßigen Prärogativen, aber aus allen Gepflogenheiten 
des »regime parlementaire«. Es deutete Poincares Bereitschaft an, wegen der Wehr­
und Außenpolitik sogar einen offenen Konflikt mit dem Parlament in Kauf zu 
nehmen. Aber nun zeigten sich zum ersten Mal die »objektiven Grenzen« des 
Poincarismus: Keiner der ihm politisch nahestehenden Persönlichkeiten war imstande 
bzw. willens, ein Ministerium gegen die Radikale Partei und gegen Caillaux zu bilden. 
Schließlich war Poincare gezwungen, den radikalen Senator G. Doumergue mit der 
Regierungsbildung zu beauftragen, wobei er diesem allerdings das Versprechen 
abnahm, daß die Loi de Trois Ans als die Grundlage französischer Verteidigungspoli­
tik nicht rückgängig gemacht werde. Poincare konnte jedoch nicht verhindern, daß 
Doumergue seinerseits Caillaux mit dem Finanzministerium betraute - und jeder 
zeitgenössische Beobachter wußte, daß in dieser Regierung die ausschlaggebende 
Persönlichkeit Caillaux sein werde.

Der Unterschied zwischen der Zeit der Bildung der Regierung Poincare von Anfang 
1912 und der vom Ende 1913 war der, daß man nach dem Schock der Agadir-Krise 
und dem weithin empfundenen Bedürfnis nach politischer Neuorientierung und einer 
»starken« Regierung nunmehr wieder weitgehend zur Normalität des »regime parle­
mentaire« zurückgekehrt war. Die Wehrfrage stand zwar nach wie vor im Zentrum 
des Interesses, sie war aber wegen des heftigen Streites um ihre Finanzicrungendgültig 
unter den Bann der Innenpolitik geraten. Die Stimmung der Linken gegen den 
»Poincarismus« zu Ende dies Jahres 1913 erweckt vielleicht am besten der offene 
Brief, den der Sozialist Marcel Sembat, der ja Anfang 1913 noch für die Wahl 
Poincares eingetreten war, an den Präsidenten richtete. In diesem Brief warf Sembat

71 Vgl. Poincare, N. J., 30. 10. 13; 16.11. 13, 25.11. 13.
71 Eine übereinstimmende Darstellung bei Poincar£, Au Service de la France (wie Anm. 27) Bd. 3, 

S. 341 und Caillaux, Mes Memoircs (wie Anm. 28) Bd. 3, S. 81 f.
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Poincare vor, seine Pflicht als Präsident der Republik verletzt zu haben als er Caillaux 
nicht mit der Regierungsbildung beauftragte. Poincares Anmaßung, ständig als 
»Retter Frankreichs« aufzutreten, habe ihn übersehen lassen, daß Frankreich nur 
dann zu retten sei, wenn jeder einzelne sich darauf beschränke, seine Pflicht zu tun. 
Die Radikale Partei habe mit dem Sturz Barthous ihre Pflicht als Partei erfüllt - 
Poincares alleinige Aufgabe müsse es nun sein, »Fahrkarten zur Place Beauveau« 
auszugeben.71

Aber auch die Rechte war mit Poincares Verhalten in der Regierungskrise und mit 
seiner Bereitschaft, der »Linksorientierung« der Kammer durch die Ernennung 
Doumergues Rechnung zu tragen,* 74 nicht zufrieden. Der monarchistische »Gaulois« 
bezeichnete Poincares Nachgiebigkeit als »Tempelentweihung mit Hilfe des Prie­
sters«75 * und die Presse der rechten Mitte und der Konservativen war überwiegend der 
Meinung, daß die jüngste Entwicklung das gesamte Bemühen der letzten Jahre um 
eine »nationale« Politik bzw. um eine »moralische Wiederherstellung« Frankreichs in 
Frage stelle.74

Die Regierungskrise von Ende 1913 hatte somit dem Ansehen Poincares insgesamt 
geschadet, indem er - zum ersten aber nicht zum letzten Mal - den Angriffen sowohl 
von rechts als auch von links ausgesetzt war. Wenn die Linke ihn dazu bewegen 
wollte, sich endlich in den von ihr als »verfassungsgemäß« angesehenen Rahmen 
zurückzuziehen, so wurde ihm auf der anderen Seite mangelnder Einsatz für »Frank­
reich« vorgeworfen. »Feux croises« hat Poincare dies in seinen Memoiren genannt77 
und vorgegeben, daß ihn diese Angriffe nicht weiter berührt hätten. In Wirklichkeit 
aber war er durch diese Wendung der Dinge zutiefst verunsichert, zumal ihm immer 
deutlicher wurde, daß die innenpolitische Entwicklung auch seiner Popularität gro­
ßen Abbruch tat. Am Jahrestag seiner Wahl finden sich in seinem Tagebuch die 
folgenden, im höchsten Maße bezeichnenden, Erinnerungen und Reflexionen:

»Je me rappelle la journee de Versailles, la sortie du chäteau le soir, apres Pelection, la foule 
amassee sur le passagc de l’auto, l’arrivee ä la gare, les vivats, le retour ä Paris, le debarquement 
aux Invalides, la visite ä Fallicrcs, l’enthousiasmc populaire ... les visites innombrablcs, la 
manifestation dans la rue etroite ... Un an passe!! (sic) . . . la dcrnicre crise ministerielle a 
rompu le charme et brise le mouvement national; une grande partie de ces belles esperances est 
dejä fletrie; et la Constitution m’impose le devoir muet de Casimir Perier.«7'

Und einen Monat später, zum Jahrestag seines Einzuges in den Elysee-Palast, lesen 
wir die folgende Betrachtung:

»II y a un an qu’a eu lieu la transmission de ce qu'on appclle, par derision sans doute ou par 
antiphrase, les pouvoirs presidentiels. Je me revois quittant . . . notre petit hötcl de la rue du 
Commandant Marchand ... les curieux masscs sur les trottoirs ... pousscrcnt des acclama- 
tions ... Avenue Malakoff, avenue du Bois, une foule compacte et enthousiaste ... La foule,

77 Humanite, 10. 12. 13; An der Place Beauveau befindet sich das Innenministerium - gemeinhin auch 
Sitz des Ministerpräsidenten.

74 Poincar£, Au Service de la France (wie Anm. 27) Bd. 3, S. 339.
75 Le Gaulois, 8.1. 14.
74 Vgl. Le Figaro, 18.1. 14; Revue des Deux Mondes, 15. 12. 13; La Libcrtc, 14.12. 13.
77 Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 77.
71 Poincare, N.J., 17 1. 14.



Poincare und der »Poincarismus« 445

toujours la foule, des vivats sans fin. Toute une ville qui se donne, tout un peuple qui espere .. . 
(i. O.). Et aujourd'hui, quoi? Le mouvement national dejä partiellement enraye, les deceptions 
accumulees, des nuages sur Pavenir.«"

Angesichts solch großer persönlicher Betroffenheit - auch verletzter Eitelkeit - 
erscheint es als Zeichen von Überlegenheit und Charakterfestigkeit, daß Poincare sich 
gleichwohl nicht in die politische Auseinandersetzung hineinziehen ließ. Denn an 
Versuchen, ihn zum Kampf gegen die neue Regierung zu bewegen, fehlte es nicht. 
Insbesondere Politiker der »nationalen« Mitte, die dazu tendierten, die poincaristi- 
sche Politik der »fierte nationale« seit der Agadir-Krise mit Antiradikalismus, »apaise- 
ment« und sozialem Konservativismus zu identifizieren, versuchten mit zunehmen­
der Heftigkeit, den Präsidenten in ihr Lager zu ziehen. Wiederholt wurde ihm deshalb 
von seinen langjährigen Vertrauten und politischen Freunden zugetragen, daß Cail- 
laux gegen ihn konspiriere, mit dem Ziel ihn zu stürzen.*2 Man versuchte auch, ihn 
mittels der Militärfrage zu politischem Handeln zu bewegen. So wie die Vertreter der 
»Federation des Gauches« im Parlament immer wieder das angebliche Desinteresse 
der Regierung Doumergue an den Problemen der nationalen Verteidigung anpranger­
ten, so versuchten Briand, Barthou, Millerand und J. Reinach,81 Poincares Mißtrauen 
gegen die neue Regierung zu bestärken. Zum Anlaß massiver Interventionen wurde 
die Tatsache, daß ein halbes Jahr nach Verabschiedung des Wehrgesetzes die komple­
mentäre »loi des Cadres« noch nicht verabschiedet war. Anfang März 1914 ließ 
J. Reinach Poincare wissen, daß er sichere Informationen dahingehend habe, daß 
Deutschland eine wirtschaftliche Mobilmachung vorbereite; gleichwohl zeige sich 
Doumergue an der Militärfrage vollständig desinteressiert. Dies sei um so bedenkli­
cher als Doumergue und Caillaux innenpolitisch immer mehr an Einfluß gewännen. 
Reinach warf Poincare unverblümt vor, durch sein reserviertes Verhalten indirekt für 
die so entstehenden Gefahren mitverantwortlich zu sein:

»II me declare nettement qu’ä son avis j’ai perdu beaucoup de terrain depuis plusieurs mois. 
On m’avait nomme par bcsoin d’autorite. Le meme besoin d’autorite pousse maintenant 
beaucoup d'hommes politiques, meme de droite, comme Piouu vers Caillaux . .. Beaucoup de 
mcs partisans m’abandonnent parce qu’ils ont soif d’ctrc gauven!«.«"*

Wie sich die enttäuschten »Poincaristen« einen »starken« Präsidenten vorstellten, 
erläuterte ihm Millerand, Kriegsminister der Regierung Poincare von 1912 und 
ebenfalls Präsidiumsmitglied der FDG, nur einen Tag später:

” Ebd. 18. 2. 14; vgl. hiermit die betont nüchtern gehaltene Reminiszens in Poincares Memoiren (Bd. 4, 
S. 120f.); in der »Illustration« vom 21. 1. 13 findet sich ein Photo von der Menschenansammlung vor 
Poincares Wohnhaus.

Poincare, N.J., 9.1. 14 (Gespräch mit Briand) und 12. I. 14 (Gespräch mit Buncau-VariHa).
*' J. Reinach, einer der Vorkämpfer der Rehabilitierung von Dreyfus und Historiker der »Affäre«, galt 

als Militärexperte der gemäßigten Republikaner. Er hatte in der Vorkriegszeit offensichtlich gute Beziehun­
gen zum Generalstab. R. war auch der Urheber der Loi de Trois Ans, wie sic in Abänderung des 
ursprünglichen Rcgicrungsprojekts vom Gcneralstab befürwortet und im Juli 1913 z.T. verabschiedet 
wurde.

“ Piou war der Vorsitzende der »Alliance Liberale Populairc«.
M Poincare, N. J., 2. 3. 14; in den Memoiren (Bd. 4, S. 72f.) wird dieses Gespräch ebenfalls ausführlich 

wiedergegeben. Dort heißt es - in charakteristischer Beschönigung-anstelle der zit. Sätze: »Mon visitcur 
me prie d’attircr l’attcntion du Conseil sur l'importance de la question (sc. der deutschen Wirtschaftsmobil­
machung)«.
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»Millerand vient me voir. II juge necessaire que j’use de mes droits constitutionnels et que 
j’envoie un message“ aux Chambres pour leur demander de voter la loi sur la Constitution des 
unites militaires avant les elections. Le cabinet m’a enleve beaucoup de ma popularite; on m’a elu 
pour que j’agisse. Je ne puis etre un president comme Falberes et Loubet. Si j’adresse un message 
aux Chambres, la loi sera votee et j’aurai le benefice d’un acte d’ailleurs parfaitement legal.«”

Trotz seiner Überzeugung, daß Caillaux Frankreich schädliche Absichten hege, 
ließ Poincare sich jedoch auch von Millerand nicht zu peremtorischen »Handlungen« 
hinreißen. Wohl im Mißtrauen gegenüber den Pressionen seiner politischen Vertrau­
ten hatte er sich zuvor schon persönlich vom Generalstabschef Joffre über dieses 
Militärproblem unterrichten lassen, und Joffre hatte ihm mitgeteilt, daß die Verab­
schiedung der »Loi des Cadres« noch nicht überaus dringlich sei. Und trotz Mille­
rands deutlicher Unzufriedenheit, daß Poincare sich »trop mou« verhalte, beharrte 
dieser auf seiner »inaction provisoire«.86 Eine Woche darauf nahm das Parlament ohne 
jegliche Pression von Regierungsseite die »Loi des Cadres« an.87

So hatte Poincares Nüchternheit gegenüber den hitzigen und engstirnigen Versu­
chen der »Poincaristen«, den Präsidenten der Republik zu ihrem innenpolitischen 
Assoziierten zu machen, sicherlich einen guten Teil des Verdienstes daran, daß sich 
die französische Innenpolitik zu jener Zeit nicht noch stärker polarisierte, als dies 
ohnehin der Fall war. Denn die geschilderten Ereignisse geschahen genau zu dem 
Zeitpunkt, an dem die.berühmte Kampagne des »Figaro«, die wenige Tage später mit 
der Ermordung des Chefredakteurs dieser Zeitung, Gaston Calmette, durch Caillaux’ 
Ehefrau so tragisch enden sollte, ihren Siedepunkt erreicht hatte. Es ist an anderer 
Stelle dargestellt worden, daß Briand und Barthou gemeinsam mit anderen Politikern 
und Journalisten die Calmette-Kampagne entscheidend gefördert haben.Im Gegen­
satz zu der noch heute häufig geäußerten Meinung, daß Poincare an dieser Kampagne 
maßgeblich Anteil gehabt habe, ist zu betonen, daß er allen Versuchen seiner Freunde, 
ihn zu ihrem Komplizen zu machen, widerstand, weil er fürchtete, daß eine solche 
Parteinahme die »paix publique« auf Dauer gefährden könnte.”

Hier zeigten sich allerdings auch - dies hat Caillaux in seinen Memoiren zu Recht 
angemerkt8'’ - die Grenzen der Unparteilichkeit Poincares. Nach der tragischen 
Entwicklung der Dinge ließ er es wider besseres Wissen zu, daß Barthou nicht nur vor 
dem Untersuchungsausschuß unter Eid die Unwahrheit sagte, sondern er unternahm 
auch nichts, um die weiteren Diffamierungen Caillaux’ zu beenden. Zu erklären ist 
dies allein durch die permanente und sehr begründete Befürchtung, daß Caillaux’ 
Aktivitäten und Politik ihn selber und sein Werk des »redressement« Frankreichs aufs 
äußerste gefährdeten.*1 * 90

M Zum »droit de message« vgl. oben S. 436.
M Poincare, N.J., 4.3. 14.
" Ibid.
17 Vgl.JOC, Deb. 12.3. 14.
M Vgl. Gerd Krumeich, Raymond Poincare et l’affaire du »Figaro«, in: Revue Historique CCI-XIV/2 

(1980), S. 361-369.
19 Vgl. Caillaux, Memoires (wie Anm. 27) Bd. 3, S. 136.
90 Zu der Qualifizierung der Innenpolitik Poincares als eines nur kurzfristigen »redressement« (im 

Unterschied etwa zu einem anhaltenden »renouveau national«) vgl. G. Tixifr, Poincare et le redressement 
fran^ais, in: Revue politique et parlementaire 57 (1955), S. 185-191.
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Die Legislativwahlen vom Mai 1914 brachten einen unerwartet hohen Stimmenge­
winn für die Sozialisten, die 42 Mandate hinzugewannen. Zusammen mit der Fraktion 
der Radikalen Partei, die ihrerseits allerdings kaum Zugewinne erzielt hatte, konnten 
sie nunmehr die Mehrheit des Parlaments bilden, sollten sich diesem »Block« der 
Linken noch einige wenige Abgeordnete der Mitte anschließen. Auf die wichtigste 
Frage hatten die Wahlen jedoch keine eindeutige Antwort gegeben: ob die Bevölke­
rung das Wehrgesetz unverändert aufrechterhalten, modifiziert oder sogar wieder 
abgeschafft sehen wollte. Während die SFIO selbstverständlich das letztere annahm, 
äußerten sich die meisten Radikalen äußerst vorsichtig: Die »drei Jahre« seien zwar 
kein »Dogma«, aber bis auf weiteres beizubehalten.’1

Gleichwohl besiegelte der Wahlsieg der Linken den Niedergang des »Poincaris- 
mus«, wie er sich bereits seit der Bildung der Regierung Doumergue/Caillaux 
abgezeichnet hatte. Die Enttäuschung Poincares ebenso wie die der gemäßigten und 
konservativen Politiker und Presse war groß. Poincare stellte mit Bitterkeit fest, daß 
die Wahlen ihn endgültig seiner Autorität beraubt hätten.’2 Er war allerdings von 
vornherein bereit, in einem - so noch die Memoiren-»sombre silence« zu verharren.” 
In seinen Memoiren hat er auch über die Stimmen der »reactionnaires«, die ihm sein 
Schweigen vor und während der Wahlen vorgeworfen hatten, berichtet.” Ungleich 
wichtiger aber und für das Problem des »Poincarismus« viel bezeichnender als etwa 
die »Lettre ouverte ä M. Poincare« im monarchistischen »Gaulois« waren die neuerli­
chen und massiven Interventionen seiner politischen Freunde aus dem Lager der 
gemäßigten Republikaner. Diese Politiker, für die die Wahlen insgesamt eine verhee­
rende Niederlage bedeutet hatten (so hatte Briands »Federation des Gauches« ganze 
31 Mandate errungen), versuchten nunmehr, ihn zu einem regelrechten Gewaltakt 
gegen das neue Parlament zu bewegen. Millerand, Briand, Buneau-Varilla vom 
»Matin« und A. Capus vom »Figaro« versuchten verzweifelt, Poincare nunmehr 
endlich ein »Flandeln« abzuringen. Wie sich diese Gruppe sein Handeln vorstellte, 
erläuterte ihm sehr offen Millerand, einer der wenigen engen Freunde Poincares:

»Le moment me parait venu de te defendre,en nous defendant tous. Arrange-toi pourobtenir 
Ia demission de Doumergue et forme un ministere Delcasse ou mcme un ministcre Viviani.«”

Auf Poincares Frage hin erklärte Millerand auch, daß er selber ebenfalls bereit­
stünde . ..

Poincare war gleichfalls der Überzeugung, daß Millerands Beurteilung der Situa­
tion im Grunde zutreffend sei.” Im Unterschied aber zu Millerand und den anderen 
Politikern und »Meinungsmachern« der Mitte war er der strikt »legalistischen« 
Auffassung, daß kein äußeres Ereignis ihm ein so schwerwiegendes Eingreifen in die 
Tagespolitik erlaube, um - auf welche Art auch immer - eine Demission Doumcrgucs 
zu erreichen. Eine Regierung Delcasse wäre Poincare insofern angenehm gewesen als

v Vgl. hierzu J.-J. Becker* 1914 Commcnt les Francis sont entres dans la guerre (wie Anm. 13) T. 1 
und Krumeich, Aufrüstung und Innenpolitik (wie Anm. 51) Kap. IX.

,2 Poincare, N.J., 17. 5. 14.
,3 Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 120.
94 Ibid.
95 Poincare, N. J., 15. 5. 14.

Vgl. ebd. 21.5. 14, Gespräch mit Maurice Bcrnard.
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Delcasse, innenpolitisch eher der radikalen Linken zuzurechnen» in außenpolitischer 
Hinsicht geradezu symbolhaft den Kurs einer »starken« und festen Wehr- und 
Bündnispolitik mit deutlicher Spitze gegen Deutschland vertrat.” Poincare aber 
wußte, daß die Einsetzung eines »ministere troisanniste« (so eine damals durchaus 
übliche Formulierung!) auf völliges Unverständnis der Linken stoßen würde. Und er 
war nach wie vor nicht bereit zu versuchen, durch einen Gewaltakt aus der »Sackgas­
se«’8 herauszugelangen, die diese Wahlen für ihn darstellten. Im Gegenteil: Poincares 
berühmter »Discours de Lyon«, am 24. Mai 1914 inmitten all dieser Gespräche 
gehalten, gewinnt erst in Kenntnis dieser Ängste und Pressionen der »Poincaristen« 
seine ganze Bedeutung. Diese weithin beachtete Rede hatte sogar ausdrücklich das 
Ziel, seine politischen Freunde in ihre Schranken zurückzuverweisen und Poincares 
Sicht der verfassungsmäßigen »irresponsabilite« des Präsidenten darzustellen.” In der 
Tat klingen die wichtigsten Sätze dieser Rede wie eine direkte Antwort auf Millerands 
zitierte Forderungen:

»La France qui a fait la triste experience du pouvoir personnel et qui ne la recommenceraplus, 
entend se diriger elle-meme et contröler souverainement, par l’entremise des representants 
qu’elle se donne, l’action quotidienne des cabinets responsables. En meme temps, eile veut que, 
dans l’Etat, toutes les fonctions, les plus modestes et les plus hautes, soient consciencieusement 
remplies par ceux ä qui elles sont confiees et eile attend du President de la Republique . . . qu’il 
s’acquitte integralement et sans defaillances des dcvoirs qui lui incombent.. . . le President de la 
Republique doit chercher ä se hausser au-dessus des intcrets particuliers, mcmc les plus 
legitimes .. .«'“

Solch deutliche Formulierungen führten sogar dazu, daß Jaures, der seit den 
Wahlen fast täglich Poincares Verhalten anprangerte, für eine kurze Zeit seine frühere 
Sympathie für Poincare wiederentdeckte.151 Es kann nicht verwundern, daß die 
gesamte Presse der Mitte und der Rechten - mit Ausnahme des »Figaro« - den 
»Discours de Lyon« als ein neuerliches Zeichen höchst bedauerlicher »Unentschlos­
senheit« wertete. Mehr noch: Wie Poincare aus glaubwürdiger Quelle erfuhr, kam es 
daraufhin zu einem Treffen der Leiter der gesamten Pariser »Großen Presse« (Le 
Matin, Le Journal, Le Petit Journal, Le Petit Parisien), die übereinkamen, alles zu tun, 
um Poincares Position wieder zu stärken, notfalls sogar ihn »in Bewegung zu 
setzen«.,:J

Es war der Regierungschef Doumergue selber, der wenige Tage darauf Poincare die 
Hoffnung wiedergab, aus seiner »Sackgasse« heraustreten zu können, ohne die 
Verfassung zu verletzten. Am 29. Mai nämlich, unmittelbar vor dem Aufbruch 
Poincares zu einer Reise in die Bretagne, ließ Doumergue ihn wissen, daß er noch vor 
Zusammentreten des neu gewählten Parlaments zurücktreten werde, da er selber das 
Wehrgesetz nicht antasten wolle, aber voraussetzen müsse, daß seine radikalen

” Vgl. Ch. Andrev, Thcophilc Delcasse and The Making of the Entente Cordialc, London 1968.
99 Poincare, N.J., 5.6. 14.
” Ibid. 16. 5.
100 Zit. nach Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 130f.
131 Vgl. Humanite, 26.5. 14.
,Ci Poincare, N.J., 25.5. 14.
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Parteifreunde im neuen Parlament Modifizierungen verlangen würden.,e> Diese Mit­
teilung erweckte in Poincare eine neue Kampfbereitschaft, die bereits in einer Rede 
zum Vorschein kam, die er unmittelbar darauf im bretonischen Rennes hielt. Poinca­
res »Discours de Rennes« hat sowohl bei den Zeitgenossen als auch in der historischen 
Literatur ein starkes Echo ausgelöst, weil er sich hier kämpferisch wie nie zuvor zeigte 
und in der Tat ganz unverhohlen für die »Loi de Trois ans« eintrat:

»La France ne veut pas etre exposee ä subir la loi de l’etranger; eile est fermement pacifique, 
mais eile entend sauvegarder son independance, ses droits et son honneur; il lui faut, pour les 
defendre, une armee composee de gros effectifs et rapidement mobilisable .. .«.I=4

Gegen die heftigen Vorwürfe der Linken, daß der »Discours de Rennes« ein 
eindeutiges Überschreiten der Kompetenz des Präsidenten der Republik darstelle,1:5 
weil er in einer parteipolitisch umkämpften Frage Stellung bezogen habe,1* hat 
Poincare in der für ihn typischen legalistischen Weise geantwortet, daß er ja zuvor 
dem Kriegsminister Noulens die betreffenden Passagen vorgelegt und dessen Zustim­
mung gefunden habe.157 Dieses Argument war insofern etwas spitzfindig, als Poincare 
und Noulens wußten, daß dies die letzte Amtshandlung des Kriegsministers sein 
würde, der selber immer für die Loi de Trois Ans eingetreten war und dessen 
Regierungschef nun gerade deshalb demissionierte, weil er glaubte, das Wehrgesetz 
nicht mehr aufrechterhalten zu können. Diese Frage der »Legalität« der Rede 
Poincares in Rennes ist indes historisch ohnehin von weniger großem Interesse als die 
dahinterstehende Absicht und Erwartung. Diese waren für die Zeitgenossen überaus 
deutlich erkennbar und bestimmten das Verhalten der Sozialisten und der Radikalen 
gegenüber Poincare: Wenn bislang schon im Verlauf des Jahres 1913 Skepsis und 
Ablehnung immer stärker zugenommen hatten, so schlug diese Stimmung nunmehr in 
offene Ablehnung um: »Le Pays veut aller ä gauche, le Mal Elu de l’Elysee veut le 
forcer ä aller ä droite«101 war nur die extreme Form einer auf der Linken weithin 
geteilten Einschätzung, ln der Tat war Poincares Rede in Rennes ein Versuch, zu 
messen, was ihm an Charisma verblieben war: Unmittelbar nach den Wahlen war er 
noch der Meinung gewesen, daß er ein »president entrave« sei,'” dem es die Verfas­
sung nicht erlaube, durch persönliche Initiativen die Autorität zurückzuerkämpfen, 
die er durch die Wahlen verloren habe.'10 Nun aber - angesichts des unvermutet 
bevorstehenden Regierungswechsels - glaubte er, zumindest Teile seiner alten Autori­
tät wiedererlangen zu können. Und da ihm schon von jeher Popularität als der 103 104 * * 107 * 109 *

103 Ibid. 29. 5.; ähnlich schon Ibid. 24. 5., inhaltlich übereinstimmend mit Poincares Memoiren (Bd. 4, 
S. 136). Caillaux hat dahingegen behauptet, daß Poincare Doumergues Rücktritt gefordert habe und daß 
Doumergue aus Angst, einer ähnlichen Kampagne ausgesetzt zu werden, wie Caillaux in der »Figaros- 
Affäre, sich gebeugt habe (Memoires, wie Anm. 28, Bd. 3, S. 150).

104 Zit. nach Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 132 f.
>w Vgl. u. a. Wright, Raymond Poincare (wie Anm. 15) S. 117.

ln der Tat war es eine in der Geschichte der 3. Republik stets sehr kontrovers diskutierte Frage, ob das 
Schwergewicht der nationalen Verteidigung bei den Reservisten (der »nation armee«) oder bei der jeweils 
aktiven Armee liegen solle (vgl. die in Anm. 66 genannte Lit.).

107 Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 145.
101 SoG. Herve in »La Guerre Sociale«, 14. 6. 14.
109 Poincare, N.J., 16.5. 14.
1,0 Ibid. 17.5. 14.
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Gradmesser seines Einflusses galt, ist sein Tagebuch während der Bretagne-Reise 
angefüllt mit fast ängstlichen Beobachtungen bezüglich der Reaktion der Bevölkerung 
auf sein Erscheinen.111

Der begeisterte Empfang in der - stets besonders nationalistisch eingestellten - 
Universitätsstadt Rennes ließ ihn all seine Sorgen für einen Moment vergessen: 
»Quelle fierte d’avoir gagne le cceur de toute cette jeunesse«. Diese Stimmung 
erinnerte ihn an die Zeit des nationalen Aufschwungs nach dem Zwischenfall von 
Agadir, und den »Discours de Rennes« hielt er vor dem Hintergrund dieser lokalen 
Begeisterung: »[Le discours] dechaine un enthousiasme indescriptible ... Le ban- 
quet s’acheve dans le delire.«112 113 114 Dieses »bain de foule«, wie sie später der General de 
Gaulle von Zeit zu Zeit zu nehmen liebte, scheint Poincare in der Regierungskrise 
nach dem Rücktritt Doumergues (2. Juni 1914) so weit gestärkt zu haben, daß er 
glaubte, er könne doch noch einmal einen entscheidenden Einfluß auf die innenpoliti­
sche Entwicklung nehmen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß er versucht hätte, den 
unverhohlenen - vielfach auf einen regelrechten Staatsstreich zur Rettung »Frank­
reichs« drängenden - Aufforderungen der Presse der Mitte und der Rechten zu 
folgen."3 Nachdem die »consultations d’usage« der Präsidenten der beiden Kammern 
und besonders prominenter Politiker gezeigt hatten, daß alle diese Honoratioren der 
Meinung waren, daß nur ein Kabinett Viviani sowohl das Wehrgesetz aufrechterhal­
ten als auch eine Mehrheit der Linken finde könne, betraute Poincare Viviani mit der 
Regierungsbildung."4 Mit Vivianis Einverständnis versuchte er, Leon Bourgeois, die 
vielleicht größte Gestalt des Radikalismus, zur Mitarbeit in diesem Kabinett zu 
bewegen. Denn Poincare wußte, daß Bourgeois einer der wenigen Radikalen war, die 
als unbedingte Befürworter des Wehrgesetzes gelten konnten. Gerade aus diesem 
Grunde aber lehnte Bourgeois nach langen Beratungen eine Mitwirkung ab: Vivianis 
geplante Regierungserklärung erschien ihm - genau wie Poincare - als zu »schwach«; 
sie ordne die nationale Verteidigung dem Wunsch unter, bei der Linken keinen 
Anstoß zu erregen.

Viviani aber war über diesen Rückzug Bourgeois’ keineswegs »fort embarrasse«, 
wie Poincare in seinen Memoiren berichtet hat."3 Im Gegenteil: Er beachtete nicht 
einmal Poincares dringende Mahnung - die verfassungsmäßig überhaupt nicht fun­
diert war - daß er sich vor Berufung eines neuen Außenministers aufs Neue seines 
Einverständnisses versichern müsse.

Auch eine direkte Aufforderung, wegen des Rückzugs Bourgeois’ den Auftrag zur 
Regierungsbildung wieder zurückzugeben, fand von seiten Vivianis keine Beach­

1.1 Vgl. ibid. 29. 5. und 30. 5. 14 (Lava!): »Dans les rucs Paccucil a ete un peu froid et les curieux assez 
clairsemes . .. est-ce reffet de Pheu re, du temperament breton ou du dcscnchantcmcnt qui gagne la 
province?«; Ibid. 30. 5. (Saint Maio): »Vivats sans fin ... foule en delire .. . Que faire pour repondre a 
Pattente de tous ces braves gens?« Vgl. auch ebd. Empfänge in Fougeres, Dinant, Bayonne.

1.2 Ibid. 1.6. 14.
113 Diese waren z. T. so vehement, daß sogar »Le Temps«, gemeinhin führend in »poincaristischen« 

Bckundungen, vor einer Überschätzung der Macht des Präsidenten warnte (3.6. 14).
114 Die Darstellung dieser Konsultationen in Poincares Memoiren (Bd. 4, S. 145 f.) stimmt nahezu 

wörtlich mit den entsprechenden Tagebuchnotizen überein.
"* Ibid. S. ISO.
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tung.1“ Nie zuvor hatte Poincare so kraß die Erfahrung seiner tatsächlichen Machtlo­
sigkeit machen müssen:

»Devant la resolution de Viviani que faire? Si je m’oppose ä la formation du cabinet, les 
radicaux dechaines . .. feront greve autour de ... tout autre, et je suis dans une impasse. Si j’en 
pouvais sortir par une crise presidentielle, ce serait parfait pour moi, mais le pays? II n’y a donc 
qu’ä boire le calice.«11’

Ironischerweise halfen ihm aber - für eine kurze Weile - gerade die dezidiertesten 
»Antipoincaristen« aus dieser »Sackgasse« heraus. Emile Combes, bis 1913 Präsident 
der Radikalen Partei und Symbol des kämpferischen »laizistischen« Republikanis­
mus, weigerte sich, anstelle Bourgeois’ in ein Kabinett Viviani einzutreten. Seine 
Begründung hierfür war, daß er nicht mit einem Präsidenten Zusammentreffen wolle, 
der sein Versprechen, stets für die republikanischen Institutionen einzutreten, gebro­
chen habe . . .

Als Viviani in der Radikalen Partei niemanden mehr fand, der bereit gewesen wäre, 
eine Regierung mitzutragen, die nicht mindestens die Möglichkeit einer baldigen 
Revision der »Loi de Trois Ans« einräumte, sah er sich letztlich doch gezwungen, dem 
Staatspräsidenten den Auftrag zur Regierungsbildung zurückzugeben.

Die Krise des »Poincarismus« spitzte sich aber dramatisch zu, als Poincare nunmehr 
versuchte, einen Kampfkurs gegen das Parlament einzuschlagen. Denn die Berufung 
Ribots war das »Handeln«, auf das alle Parteien gewissermaßen gewartet hatten. So 
wie Combes für den kämpferischen Radikalismus stand, so war Ribot eine der 
profiliertesten Persönlichkeiten des sozialen Konservatismus und politischen Antira­
dikalismus. Zum ersten Mal seit langem zeigte sich die gemäßigte und konservative 
Presse vollständig mit Poincare einverstanden, und man war optimistisch, daß Ribot 
eine parlamentarische Mehrheit für sein mutmaßliches Eintreten sowohl für konserva­
tive Gesellschaftspolitik als auch für eine starke Armee finden werde. Ribot, so jubelte 
»Le Temps«, werde die Lois de Trois Ans bewahren und den von Caillaux’ unverant­
wortlicher Steuerpolitik fast ruinierten Kredit Frankreichs wieder stärken."8

Aber die Ernennung Ribots war in Wirklichkeit nicht der Ausdruck einer solchen 
innenpolitisch motivierten »Offensive«: Gerade im Gegenteil ging es Poincare darum, 
auf diese Weise zu erkennen zu geben, daß für ihn - wie für Ribot - die im »nationalen 
Interesse« unaufgebbare Wehrpolitik in keinem Zusammenhang mit konservativer 
Innenpolitik stand; daß also die von gemäßigten und konservativen Politikern und 
Publizisten häufig vorgenommene »Synthese«11'’ nicht seinen Intentionen entsprach. 
Poincare erzielte in seinen Beratungen mit Ribot Einmütigkeit darüber, daß die 
Beibehaltung der Loi de Trois Ans von steuerpolitischen Konzessionen an die Linke 
begleitet sein müsse. Tatsächlich legte Ribot in seiner Regierungserklärung hierauf 
besondere Betonung.1“

Aber diese ganz erhebliche Konzessionsbercitschaft wurde von der Linken nicht 
wahrgenommen bzw. nicht angenommen.

Poincare, N.J., 5.6. 14.
Ibid.

118 Le Temps, 9. 6.; 10.6.; vgl. auch Le Gaulois, 11.6.; La Libcrtc, 11.6. 
■” Vgl. oben S. 442.

Poincare, N. J.. 7. 6.; JOC Dcb. 13. 6. 14.
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Politik ist immer auch symbolische Handlung, und die Einsetzung Ribots galt als 
Symbol »poincaristischer« Angriffe auf die Souveränität des Parlaments. So geschah, 
was in der Geschichte der Dritten Republik noch nie geschehen war: Die Kammer 
verweigerte der Regierungserklärung die Zustimmung und zwang das Kabinett Ribot 
auf diese Weise zum sofortigen Rücktritt. »Se soumettre ou se demettre«, so lautete 
die Schlagzeile der »Humanite« vom folgenden Tage, in Wiederaufnahme der Kampf­
parole, mit der es der republikanischen Linken im Jahre 1877 gelungen war, den 
Präsidenten Mac Mahon in seine verfassungsmäßigen Schranken zurückzuverweisen. 
Und Jaures bejubelte den »reveil de l’esprit republicain contre tous les Poincare, 
Joffre, Paleologue et autres faiseurs du pouvoir personnel«.121

Poincare demissionierte nicht sondern unterwarf sich. Die üblichen Befragungen 
ergaben, daß man recht einmütig der Ansicht war, nur Viviani könne eine hinreichend 
stabile Mehrheit im Parlament finden. So beauftrage Poincare Viviani erneut mit der 
Regierungsbildung. Zwar erschien ihm die neue Erklärung wiederum nicht hinrei­
chend »fest« zu sein. Aber er mußte sich mit Vivianis Versicherung zufrieden geben, 
daß das Wehrgesetz vorläufig nicht zur Disposition gestellt werden würde. Jedes 
andere Verhalten hätte - so Poincares eigene Einschätzung - seine Demission zur 
Folge haben müssen. Dies aber erschien ihm - hier zeigt sich erneut die charakteristi­
sche Selbstüberschätzung - gleichbedeutend damit zu sein, den »ennemis de l’alliance 
russe« und den »artisans perfides d’un rapprochement franco-allemand« den Weg 
freizumachen.122. Deshalb erschien es ihm als unumgänglich, trotz der gerade erlitte­
nen Niederlage nicht zu demissionieren:

»Mon impuissance constitutionnelle m’attirera de nouvelles attaques, ma popularite dedi- 
nante disparaitra, ma presidence suivra, mais j’aurai fait, jusqu’au bout effort pour sauver le 
pays.«121

Die Niederlage wurde zur Erniedrigung, als Poincare eine seit längerem geplante 
Reise in die Industriestadt Saint Etienne (Dep. Loire) auf Bitten des Präfekten hin 
absagen mußte. Die in seinen Memoiren zur Begründung hierfür angeführten »conve- 
nances locales«12' bestanden nämlich darin, daß der Präfekt dieses Departements ihn 
bat nicht zu kommen, da es angesichts der jüngsten Ereignisse zu antipoincaristischen 
Demonstrationen kommen könnte .. .,2S

Die Situation des »Poincarismus« kurz vor Beginn der Ereignisse, in denen 
Poincare eine Rolle spielen sollte, die nicht unwesentlich von dieser innenpolitischen 
Entwicklung beeinflußt war,12* mag abschließend in dem Gespräch hervortreten, daß 
er mit H. Simond, dem sehr einflußreichen Besitzer des führenden Organs der 
»ralliierten« nationalistischen Rechten, des >Echo de Paris<, führte:

121 Humanite, 13.6.; der Generalstabschef Joffre und der Botschafter in St. Petersburg, Paleologue, 
hatten mit ihrer Demission gedroht für den Fall, daß die neue Kammer die Loi de Trois Ans antastc: vgl. 
Michon, La Preparation ä la guerre (wie Anm. 30) S. 196 f.

122 Poincare, N.J., 13.6. 14.
125 Ibid.
124 Poincar£, Au Service (wie Anm. 27) Bd. 4, S. 171.
125 Poincare, N.J., 20. 6. 14.
U(r Vgl. die in Anm. 51 genannte Arbeit des Verf.
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»Simond . .. vient causer avec moi. II me parle .. . de ma popularite, des esperances mises 
en moi; il reconnait que ni les evenements ni la Constitution ne m’ont permis de repondre a 
l’attente populaire; mais il croit qu’une grande crise se prepare et que, tot ou tard, il faudra 
recourir ä un message et ä une dissolution en jouant, dit-il, ma presidence, pour sauver les lois de 
defense nationale et la politique exterieure de la France. Je lui reponds que je n’ecarte pas cette 
eventualite comme impossiblc, qu’il me coüterait peu de perdre immediatement ma presidence 
mais qu'avant d’engager une partie quelconque il faut etre sür d’avoir le pays avec soi et qu’en 
surplus je ne violerai ni ne fausserai la Constitution.*w

Kurz vor Beginn der Julikrise war somit der »Poincarismus« als eine zunächst 
polyvalente Erscheinung, dann aber als ein Versuch der »nationalen« Mitte, mithilfe 
des Charismas Poincares eine innen- und außenpolitische Neuorientierung in Gang zu 
setzen, gescheitert. Sie war gescheitert aufgrund von zwei Faktoren: der Resistenz­
kraft der erprobten parlamentarischen Mechanismen und Verhaltenskodices der 
»Radikalen Republik«; gescheitert aber auch an Poincares beharrlicher Weigerung, 
zugunsten einer konservativen und nationalistischen »Neuorientierung« republikani­
sche Traditionen und Institutionen in Gefahr zu bringen.

Vielleicht hat diese z. T. erzwungene, z. T. aber auch freiwillige Zurückhaltung 
dazu beigetragen, daß Poincare wenige Tage später wieder allgemeine Zustimmung 
und enthusiastischen Beifall erhielt, als er die Nation zur »Union Sacree« aufrufen 
mußte und dann für einige Zeit zum Protagonisten dieses Burgfriedens wurde.,:s

RIsume Francais

Ccttc ctude se propose de reconstituer le phenomene qu’on a classitie, avant et apres la guerre de 1914, de 
»Poincarisme«. La signification de ce concept est pourtant peu claire bienqu'il soit assez couramment 
employe. Ce manque de clarte provient certainement des origines confuses et multiples du mot: c’etait 
d’abord une des boutades de Clemenceau pour definir, en 1902, la jeune generation de politiciens 
conservatcurs qui auraicnt perdu l'idealisme republicain des fondateurs de la Republique et dont l’immobi- 
lisme en maticre sociale se serait traduit par une tendance de s’appuyer sur la droite anti-republicaine pour 
combattre le »pcril rouge«. Dans les annees suivant le »coup d'Agadir« de 1911, le terme marqua plutot le 
»renouvcau national« face ä la menace allemande et dont, pour des raisons difficiles a etablir d’une maniere 
precise, Tincorporation fut justement R. Poincare. Apres la Premiere Guerre mondiale la denomination de 
»poincarisme« joua encore un röle important dans la lutte revisionniste ou »innocentiste« ou d'aucuns 
reproebaient ä »Poincare-la-Guerrc« d’avoir usede sa popularite d’une maniere »boulangiste« pour pouvoir 
mener »sa guerre« de connivcnce avec la politique russe et pour satisfaire aux intcrcts des capitalistes - ce qui 
expliqucrait du reste le phenomene plus recent de *Poincare-Ruhr«.

En realitc, la lutte pour la loi militaire de »Trois Ans« de 1913, qui est souvent consideree comme 
Papogee du »poincarisme« d’avam-gucrre, marqua en memc temps les limites de ce mouvement. C’etaient 
d'abord des limites objectives, consistant dans 1’impossibilite d etendre l’elan national d’une maniere 
durablc dans cette »Republique Radicale« d’avant-guerre. Il s’y aioutaient cependant des limites su b ject i - 
ves qui consistaicnt surtout dans le fait que Poincare n etait pas pret, pour des raisons de »logalite 
republicainc«, de joucr le role poincariste que ses amis politiques du centre-droit voulaient lui assigner pour 
»sauver la France« de la mcnace allemande et de l’impöt de Caillaux. Ce fait est demontre en particulicr par 
l’analyse - qui repose largement sur les »notes journalicres« de Poincare - du dcroulement de la crise de

127 Poincare, N.J., 26. 6. 14; ähnlich ebd. 3. 7., Gespräch mit A.Tardieu, Redakteur des »Temps«.
I2* Die Bestimmung der ersten Phase der »Union Sacree« als eines reinen Burgfriedens (»Trevc«) ist eines 

der Hauptergebnisse der Arbeiten von J.-J. Becker (vgl. Anm. 13).
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gouvernement avant et apres les elections legislatives de 1914. Cette crise faillit deboucher sur une crise 
presidentielle parce que ses amis politiques le poussaient ä faire usage de ses prerogatives presidentielles pour 
les aider contre la majorite de gauche issue des elections.Poincare y perdit presque tout de son ancienne 
popularite puisque les gauches triomphantes soup^onnaient le »mal elu de PElysee« de se preter ä de Teiles 
manceuvres anti-constitutionnelles. Peut-etre Peffacement, en partie force, en partie delibere, dans lequel 
Poincare persistait par rapport a la politique interieure, fut-il la raison pourquoi il a pu etre acclame ä 
nouveau, peu apres, quand il proclama la treve qui fut P*Union Sacree«.


